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Stabwechsel! 
Gelungen! 

„Neue Besen kehren gut“. Wenn dieses Sprichwort wahr ist, 
ist die Union bestens gerüstet. Denn der Stabwechsel ist ge-
lungen. Friedrich Merz ist mit überwältigender Mehrheit an 
die Spitze von Partei und Fraktion im Bund gewählt worden. 

Damit führt zum ersten Mal ein Mitglied der MIT die CDU 
Deutschlands – an seiner Seite unser langjähriger Vorsitzen-
der Carsten Linnemann. Ohnehin war noch nie so viel MIT im 
Bund wie jetzt. Und das ist bitter nötig. Wirtschaftskompe-
tenz war noch nie so wichtig wie heute. Das zeigen die ersten 
Taten der Ampel. 

Eigentlich wollte ich hier nicht über die Ampel sprechen. 
Sondern darüber, mit welchem großen Engagement sich der 
neue MIT-Vorstand an die Arbeit gemacht hat.

Eigentlich gelten die ersten 100 Tagen als Probezeit in der 
Politik. Auch eine Regierung muss sich einarbeiten können. 
Normalerweise hätten wir deshalb nach 100 Tagen zum ersten 
Mal Bilanz gezogen.

Eigentlich sollte sich deshalb eine Opposition zunächst 
zurückhalten. Opposition ist übrigens kein „Mist“, wie Franz 
Müntefering einmal sagte. Sie gehört zur staatsbürgerlichen 
Verantwortung. Und wir stellen uns dieser Verantwortung. 

Eigentlich suche ich nicht den Konflikt. Wo es gut für das 
Land ist, werden wir natürlich die Ampel stützen. Wo es nötig 
ist, werden wir den Finger in die Wunden der Ampel legen. 
Verbindlich im Ton, klar in der Sache.

Aber leider ist es jetzt schon nötig: Denn das Virus zählt nicht 
bis 100. Und die Ampel lässt den Menschen und Betrieben auch 
keine Schonzeit. Die Ampel schafft Fakten – ohne Rücksicht auf 
die Realität und die Bedürfnisse von Menschen und Betrieben. 
Deshalb die Zwischenbilanz: Probezeit nicht bestanden.

Beispiel Nachtragshaushalt: Die Steuereinnahmen sprudeln. 
Statt Schulden abzubauen, verschafft sich der Finanzminister 
mit Buchungstricks zusätzliche 60 Milliarden Euro. Corona-
Schulden werden kurzerhand zu Klima-Schulden umgewid-
met. Und das am Parlament vorbei. Die Quittung für die 
zusätzlichen Kreditmilliarden wird dann dem Steuerzahler 
präsentiert. Eine solide Haushaltspolitik sieht anders aus.

Beispiel Gebäudeförderung: Ohne Not schockte der Klima-
minister zigtausende Häuslebauer und das Bauhandwerk. 
Von einem Tag auf den anderen stoppte er die Förderung für 
klimaschonendes und nachhaltiges Bauen. Dabei waren diese 
Fördermittel bei vielen Bauvorhaben eingepreist. Immerhin 
korrigierte der Minister auch auf Druck der MIT seinen Fehler 
– zumindest teilweise. Ein Teil der KfW-55-Altanträge wird 
noch bearbeitet. Aber die Zukunft von KfW-40 ist ungewiss. 
Und der Minister kündigt erst für 2023 Folgeprogramme an. 
Den Schaden tragen Familien, Mittelstand und Klima. 

Beispiel Corona: Weil seine Inventur nicht stimmte, orderte 
der Gesundheitsminister zu viel Impfstoff nach. Dafür fehlen 
PCR-Tests. Die Quittung zahlen die Arbeitgeber. Denn bei ei-
ner Krankschreibung nach Schnelltest zahlen sie – anders als 
bei Quarantäne nach PCR-Test. Genesene verloren dafür über 
Nacht ihren Status – von 6 auf 3. Gegen den Rest Europas. Mit 
dünner Begründung. 

Beispiel Impfpflicht: Kommt die Impfpflicht oder kommt sie 
nicht? Wie soll diese umgesetzt, wie kontrolliert werden? Bis 
wann soll sie gelten, wer wird wie oft geimpft und welche 
Ausnahmen soll es geben? Auf all diese Fragen liefert die Am-
pel keine Antwort. In einer so kritischen Lage lässt die Regie-
rung jede Führung vermissen. Statt Sicherheit macht sich Ver-
unsicherung breit. Damit ist klar: Eine einrichtungsbezogene 
Impfpflicht ist aktuell kaum umsetzbar. Die betroffenen Be-
triebe fürchten ab Mitte März ein Fiasko. Denn die Fachkräfte 
verabschieden sich.  

Dazu kommen koalitionsinterne Querschüsse, offene Kon-
flikte, zweifelhafte Personalfragen und vieles mehr. Die Ampel 
hat ihren Start also mächtig verstolpert – und der Kanzler 
bleibt stumm.

Deshalb mussten wir sofort hart einsteigen. Wir belassen 
es aber nicht bei Kritik, sondern legen jeweils eigene Vor-
schläge vor, die von der Fraktion aufgegriffen werden. So geht 
konstruktive Oppositionsarbeit. Auf geht‘s.

Seien Sie behütet.

Gitta Connemann MdB
MIT-BundesvorsitzendeFo
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Mut statt Hoffnungslosigkeit
„Ich hätte noch so viel  
zu sagen“� 14
MIT-Mitglied Linnéa Findeklee ist  
unheilbar krank. Wie ist es, nur noch 
ein Jahr Leben vor sich zu haben?
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Was uns Ludwig Erhard 
heute noch zu sagen hat� 8
von René Höltschi
Vor 125 Jahren wurde Ludwig Erhard  
geboren. Sein  Nachfolger Robert  
Habeck,sollte sich stärker auf Erhards 
Prinzipien besinnen, meint unser Autor.
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Datenschutzgrundverordnung ist die 
Unsicherheit noch immer groß.
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Industriestandards
Machtkampf um Normen� 15
Während China immer stärker daran  
arbeitet, globale Industrienormen  
festzusetzen, droht Europa von der  
asiatischen Supermacht abgehängt  
zu werden.
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Fast jedes zweite deutsche Unternehmen will innerhalb der 
nächsten drei Monate die Preise erhöhen. Das geht aus einer 
Konjunkturumfrage des Ifo-Instituts unter mehreren Tausend 
Unternehmen hervor. „Die Unternehmen geben die gestiegenen 
Kosten für Energie sowie bei der Beschaffung von Vorprodukten 
und Handelswaren an ihre Kunden weiter. Das wird bis auf die 
Verbraucherpreise durchschlagen“, sagt Ifo-Ökonom Timo 
Wollmershäuser. Das Institut geht davon aus, dass die 
Inflationsrate in diesem Jahr bei vier Prozent liegen wird. Im 

Dezember war das Institut noch von einem Anstieg der Lebens-
haltungskosten um 3,3 Prozent ausgegangen.

Im Schnitt durch alle Wirtschaftszweige wollen der Befragung 
zufolge 46 Prozent der Unternehmen ihre Preise erhöhen, im 
Handel sind es aber noch deutlich mehr. So planen der Umfrage 
zufolge über 60 Prozent der Großhändler und knapp 58 Prozent 
der Einzelhändler Preiserhöhungen. Unter dem Schnitt liegen 
Dienstleister mit 41,9 Prozent und das Baugewerbe mit 41,5 Pro-
zent.

Bei der Erzeugung von Strom werden enorme 
Mengen Treibhausgase ausgestoßen. In Deutsch-
land belasten vor allem Braunkohle-Kraftwerke 
das Klima. Gas- und Steinkohle-Kraftwerke emit-
tieren ebenfalls viele Treibhausgase. Wie die Grafik 
anhand verschiedener Studien weiter zeigt, ist 
auch Strom aus erneuerbaren Energien wie Wind 

oder Solar keineswegs CO2-neutral. Denn diese 
benötigen weitere Backup-Kraftwerke, um Flauten 
auszugleichen. Die klimafreundlichste Energiequelle 
hingegen ist die Kernkraft. Dementsprechend will 
auch die Europäische Union die Kernkraft in Zukunft 
als nachhaltigen Energiträger einstufen, gegen großen 
Widerstand aus Österreich und Deutschland. 

MIT:FAKTEN

Kernkraft ist klimafreundlichste Energiequelle
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Das Institut für Mittelstandsforschung (IfM) in Bonn schätzt 
seit Beginn der 1990er Jahre in regelmäßigen Abständen die 
Anzahl der anstehenden Unternehmensübertragungen in 
Deutschland. Nach aktuellen Schätzungen steht zwischen 
2022 bis 2026 in rund 190.000 Familienunternehmen die 
Übergabe an. Das entspricht jährlich 38.000 Mittelständ-
lern. Aus Sicht des IfM stehen weniger Nachfolgen an als 
oftmals angenommen. Aufgrund unterschiedlicher Daten-
lagen rechnen andere Institute mit deutlich mehr anstehen-
den Übertragungen.

Der Anstieg der Verbraucherpreise trifft ärmere und ältere Haus-
halte härter als reichere oder jüngere. Ein wesentlicher Grund dafür 
ist ihr unterschiedliches Konsumverhalten. Zum einen sinkt etwa 
mit zunehmendem Einkommen der Anteil der Nahrungsmittel am 
gesamten Konsum eines Haushalts. Lebensmittel haben sich aller-
dings überdurchschnittlich stark verteuert. Zum anderen geben 
reichere Haushalte tendenziell einen größeren Anteil ihres Budgets 
für Elektronikprodukte aus – und diese sind seit Mitte der 1990er 
Jahre deutlich günstiger geworden. Den gleichen Effekt macht das 
Institut der deutschen Wirtschaft (IW) in einer Betrachtung nach 
Altersgruppen aus: Denn gerade Jüngere geben ihr Geld eher für 
neue Fernseher, Smartphones oder Computer aus. Dagegen spielt 
für ältere Haushalte eher das Thema Gesundheit eine Rolle – und 
deren Preise stiegen im Betrachtungszeitraum (1995 bis 2021) ver-
hältnismäßig stark. Aus Sicht des IW kann die Politik auf die indivi-
duellen Inflationsraten wenig Einfluss nehmen. Negative Inflations-
effekte ließen sich aber dadurch abmildern, dass die kalte 
Progression im Einkommensteuertarif reduziert oder abgeschafft 
würde (siehe auch S. 26).

Die zehn ältesten Unternehmen Deutschlands behaupten sich 
schon seit 400 Jahren und länger. In einem Ranking der Stiftung  
Familienunternehmen reihen sich 50 Industriebetriebe, Banken und 
Handelsunternehmen in allen Größen. „Über Jahrhunderte waren 
diese Unternehmen Stabilitätsanker und Fels in der Brandung“, sagt 
Stefan Heidbreder, Geschäftsführer der Stiftung Familienunterneh-
men. „Sie sind es auch heute, in diesen sorgenvollen Zeiten, in 
denen Unsicherheit herrscht über die Pandemie, die internationale 
Sicherheitslage, die Inflation, die hohen Energiepreise und die Brüche 
in den Lieferketten.“ Professor Tom Rüsen von der Universität  
Witten/Herdecke nennt als Hauptfaktor für ihre Widerstandskraft 
„strikte Kundenorientierung“. Zudem führe „der unbedingte Wille, 
das Unternehmen an die Kinder- und Enkelgeneration weiterzuge-
ben“, zu einem nachhaltigen Umgang mit Mitarbeitern, Lieferanten, 
Heimat und Umwelt. 

„Angezählt“

Ältere stärker von Inflation betroffen

Deutschlands älteste 
Familienunternehmen
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27,4
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Unter 900 €

2.000 bis 2.600 €

5.000 € und mehr

18 bis 24 Jahre

45 bis 54 Jahre

80 Jahre und älter

Selbstständig

Angestellte

Arbeitslose

Rentner

Männliche Singles

Weibliche Singles

Alleinerziehende

Paare ohne Kinder

Paare mit Kindern

Haushalts-
nettoein-
kommen  
pro Monat

Alter des 
Hauptein-
kommens-
beziehers

Beteiligung 
am Arbeits-
markt

Haus-
haltstyp

Unternehmen
Bereich

Gründung Ort Bundesland

1 The Coatinc Company
Verzinkungen

1502 Siegen NRW

2 Prym Group
Nähzubehör, Automobilzulieferer

1530 Stolberg NRW

3 Freiherr von Poschinger 
Glasmanufaktur Glasmanufaktur

1568 Frauenau Bayern

4 Wiegand-Glas
Glas-Verpackungen

1570
Steinbach  
am Wald

Bayern

5 Pfeiler Seil- und Hebetechnik
Seilerei

1579 Memmingen Bayern

6 Glocken- und Kunstgießerei 
Rincker Glockengießerei und Wartung

1590 Sinn Hessen

7 Berenberg Bank
Privatbank

1590 Hamburg Hamburg

8 Schaeff Group
Beteiligungen und Beratung

1596
Schwäbisch 
Hall

BaWü

9 Von Stern'sche Druckerei
Druckereierzeugnisse

1614 Lüneburg NDS

10 Heinz-Glas
Parfumflacon-Produzent

1622 Kleintettau Bayern
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Was uns Ludwig Erhard 
heute noch zu sagen hat

Vor 125 Jahren wurde Ludwig Er-
hard geboren, der als Wirt-
schaftsminister wesentlich 

zum deutschen „Wirtschaftswunder“ 
der Nachkriegszeit beigetragen hat. Er-
hard ist zwar bei Lichte betrachtet 
weder der einzige Vater der Sozialen 
Marktwirtschaft, noch hat er Wunder 
bewirkt. Gleichwohl hat er sich als Wirt-
schaftsminister bleibende Verdienste 
erworben, weil er den Mut zu gewagten 
Entscheiden im Dienste einer liberalen 
Wirtschaftsordnung aufbrachte.

Zwei Beispiele mögen genügen. 
1948 setzte Erhard – damals war er Di-
rektor der Verwaltung für Wirtschaft 
der westlichen Besatzungszonen – die 
Preisliberalisierung durch. Zusammen 
mit der von den Alliierten vorbereite-
ten Währungsreform gab er die bis 
dahin administrierten Preise für eine 
Vielzahl von Produkten frei. Davon ab-
halten ließ er sich weder von einem 
Generalstreik noch von den anfängli-
chen Preissteigerungen oder Beden-
ken der Alliierten. Mit Erfolg: Die 
Schwarzmärkte verschwanden, die 
Geschäfte füllten sich mit Waren. Und 
als Wirtschaftsminister war Erhard 
1957 federführend bei der Neuord-
nung des Kartellrechts mit dem Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, diesmal gegen heftigen 
Widerstand der deutschen Industrie. 

„Wände voll neuer Gesetze“
Deutsche Politiker berufen sich in 
Sonntagsreden bis heute auf Erhard. 
Doch im werktäglichen Tun ist von 

Erhards Grundsätzen allzu häufig 
wenig zu spüren. Vielmehr sind die 
„Wände voll neuer Gesetze“, von 
denen Erhard 1974 sprach, weiter ge-
wachsen und haben das Land mit 
lähmender Bürokratie überzogen. Im 
Tandem mit einem erschreckenden 
Rückstand bei der Digitalisierung 
hemmt sie Wachstum und Innovation.

So kommt es, dass Teslas neue Au-
tofabrik bei Berlin zwar fast fertigge-
stellt ist, deutsche Beamte aber noch 
immer über dem Genehmigungsan-
trag brüten. So kommt es, dass die 
Energiewende nicht vorankommt, weil 
die Genehmigung jedes neuen Wind-
kraftwerks Jahre dauert und die Lei-
tungen, die Strom vom windreichen 

Norden und Osten in den industriellen 
Süden und Westen transportieren sol-
len, kaum zeitgerecht fertig werden.

Allerdings wäre es unfair, Verstöße 
gegen Grundzüge der Marktwirt-
schaft allein der Politik anzulasten. 
Misstrauen gegenüber dem Markt ist 
in breiten Bevölkerungsschichten 
ebenso weit verbreitet wie Risikoaver-
sion und Staatsgläubigkeit; auch rufen 
Unternehmen allzu gerne nach Sub-
ventionen. Ob die Energiepreise stei-
gen oder die Wohnungsmieten: Viele 
Deutsche verstehen das nicht als 
Knappheitssignal, das nach einer Aus-
weitung des Angebots oder einer An-
passung der Nachfrage verlangt, son-
dern als Problem, das der Staat subito 
abzustellen hat.

Der richtige Rahmen
Mit Vizekanzler Habeck steht nun 
erstmals ein grüner Politiker dem 
Bundeswirtschaftsministerium vor.  
Er ist zugleich Klimaschutzminister 
und damit eine Schlüsselfigur in der 
von der Ampelregierung angestrebten 
Transformation hin zu einer klimaneu-
tralen „sozial-ökologischen Markt-
wirtschaft“.

Klimaschutz war zu Zeiten Erhards 
noch kein Thema. Doch in Anlehnung 
an dessen Schiedsrichter-Metapher 
muss eine marktwirtschaftliche Klima- 
politik einen einschlägigen Rahmen 
setzen, ohne in Einzelentscheide ein-
zugreifen. Das Instrument der Wahl 
hierzu ist der Emissionshandel, wie er 
teilweise bereits besteht: Durch die 

Von René Höltschi

Dr. René Höltschi (62) ist Wirt-
schaftskorrespondent der Neuen 
Zürcher Zeitung (NZZ). Der promo-
vierte Volkswirt arbeitet seit 1988 bei 
der NZZ. Er war Wirtschaftsredaktor 
in Zürich sowie Korrespondent in 
Paris, Wien und Brüssel. Seit 2019  
arbeitet er in Berlin.
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Was uns Ludwig Erhard 
heute noch zu sagen hat

und raschen Beschlüssen. So wie es 
einst den Sozialdemokraten Gerhard 
Schröder gebraucht hat, um verkrus-
tete Arbeitsmärkte aufzubrechen.

Habeck selbst hat an der Medien-
konferenz, nachdem er auch noch die 
Bedeutung des Kartellamts hervorge-
hoben hatte, hinzugefügt: „Das klingt 
immer so ein bisschen verstaubt: das 
Kartellamt. Man denkt an Ludwig Er-
hard und Zigarrenrauch.“ Fast schien 
er selbst erstaunt, dass ausgerechnet 
er an seinen berühmten Vorgänger 
erinnert. Er möge sich gerne weiter- 
hin erinnern – „mehr Erhard“ würde 
Deutschland gewiss nicht schaden.� ••

Der Beitrag gibt die persönliche Meinung  
des Autors wieder.

In seinem Werk „Wohlstand für Alle“ beschrieb Ludwig Erhard vor 65 Jahren seine  
ordoliberale Grundüberzeugung: Der Staat müsse wie ein Schiedsrichter einen fairen,  

freien Wettbewerb ermöglichen, aber er dürfe nicht selbst mitspielen.

Ausgabe handelbarer Zertifikate 
legen der Staat bzw. die EU fest, wie 
viel Treibhausgase maximal ausge
stoßen werden dürfen. Wo die Ein-
sparungen mit welcher Technologie 
erreicht werden, wird hingegen de-
zentral von den Unternehmen und 
Konsumenten entschieden, angelei-
tet durch den Marktpreis für die 
Emissionszertifikate.

Die „Ampel“ bekennt sich zwar im 
Koalitionsvertrag zu einem Ausbau 
des Emissionshandels und einem stei-
genden CO2-Preis, verbunden mit 
einem sozialen Ausgleich. So ganz 
scheint sie dem Instrument aber nicht 
zu trauen: Sie will es mit einer Vielzahl 
von Förderungen, Geboten und Ver-
boten ergänzen, von der Solardach-
Pflicht für gewerbliche Neubauten bis 
zu Mindestquoten für klimafreundli-
che Produkte in der öffentlichen Be-
schaffung. Sie läuft damit Gefahr, dass 
der Klimaschutz ähnlich ineffizient 
und teuer bleibt wie unter den bisheri-
gen Regierungen.

Habeck an Taten messen
Auch außerhalb der Klimapolitik ent-
hält der Koalitionsvertrag vieles, was 
schlecht in eine Wettbewerbswirt-
schaft passt, darunter die politisch be-
stimmte Erhöhung des Mindestlohns 
und eine Verlängerung der Mietpreis-
bremse.

Interessant wird sein, Habecks Ent-
wicklung zu verfolgen. Wie offen ist er, 
der als Pragmatiker gilt und für die 
Transformation private Investitionen 
in Massen benötigt, für Argumente 
aus der Wirtschaft? Gab es im Entwurf 
zum Jahreswirtschaftsbericht, den er 
Ende Januar vorgestellt hat, auffäl-
lige Wachstums- und Kapitalismuskri-
tik, ist diese aus dem Endprodukt je-
denfalls weitgehend verschwunden. 
Stattdessen sagte der Minister bei der 
Vorstellung Sätze wie diese: „Ich weise
nochmal darauf hin, dass Soziale 
Marktwirtschaft bedeutet, dass der 

Staat nicht alles regelt.“ Oder: „Sub-
ventionen sind immer nur die Ultima 
Ratio in der Marktwirtschaft.“

Auch Habeck wird man an seinen 
Taten messen, nicht an solchen Wor-
ten. Zumindest mit einem aber scheint 
es der „Ampel“ ernst zu sein: mit der 
Beschleunigung der Genehmigungs-
verfahren, ohne die die Klimawende 
nicht zu schaffen sein wird. Das ist ein 
dickes Brett, doch ein Schuss Optimis-
mus sei erlaubt: Vielleicht kann ein 
grüner Vizekanzler am ehesten die 
Kompromisse durchsetzen, die nötig 
sein werden zwischen Arten- und Na-
turschutz auf der einen und Infra-
strukturausbau auf der anderen Seite, 
zwischen akribischer Suche von Zaun-
eidechsen auf dem Tesla-Baugelände 
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Viel Aufwand, 
wenig Verständnis

HEMMSCHUH DSGVO
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Die europäischen Daten-
schutzbehörden haben erst-
mals mehr als eine Milliarde 
Euro an Bußgeldern verhängt. 
Nicht nur große Internet-
konzerne, auch kleine Unter-
nehmen und Privatpersonen 
sind betroffen. Die Unsicher- 
heit über die komplexen 
Vorgaben ist noch immer 
groß.

Es war eine E-Mail-Flut voller Sorgen, Ärger und 
Protest: Vor fast vier Jahren quollen die Post-
fächer in der MIT-Bundesgeschäftsstelle und 

bei fast allen Bundestagsabgeordneten über. Mittel-
ständler aus ganz Deutschland, aber auch Wirtschafts-
verbände blickten mit großer Sorge auf das bevorste-
hende Inkrafttreten der neuen Datenschutzregeln. Die 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäi-
schen Union wurde zwar schon 2016 beschlossen, aber 
scharf geschaltet wurde sie zum 25. Mai 2018. In allen 
Betrieben mussten neue Prozesse eingeführt, Beauf-
tragte ernannt, Dateien durchforstet werden. Und 
viele hatten Angst, dass sie Abmahnungen von dubio-
sen Anwaltskanzleien oder Bußgeldbescheide von Be-
hörden erhalten würden. 

Seit bald vier Jahren gilt in der Europäischen Union 
die umstrittene Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO). Eigentlich sollte die Neuregelung vor allem 
große Datenkonzerne wie Facebook und Google an die 
Leine nehmen. Doch noch heute ist der Ärger auch im 
Mittelstand groß. 

„Viel Aufwand, unterschiedliche Handhabungen 
und viel Unwissen und Unverständnis bei unseren Kun-
den und Lieferanten.“ – dieses eindeutige Fazit zieht 
das ostwestfälische Familienunternehmen Ornamin-
Kunststoffwerke mit Sitz in Minden. Um die Vorgaben 
der neuen Verordnung richtig umzusetzen, musste das 
Unternehmen einige Mitarbeiter erst einmal zu Schu-
lungen schicken, damit sie die Ausbildung zum betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten erlangen. „Es ist für 
uns bis heute eine Herausforderung, immer auf dem 
aktuellsten datenschutzrechtlichen Stand zu bleiben. 
Die Gefahr ist einfach zu groß, dass wir Neuerungen 
oder Veränderungen verpassen und uns somit angreif-
bar machen“, teilt der Hersteller von nachhaltigem 
Mehrweg-Geschirr auf Anfrage mit. 

Bußgeldhöhe versiebenfacht
Zu dieser Sorge hat das Unternehmen allen Grund. 
Im vergangenen Jahr wurden aufgrund von Verstö-
ßen gegen geltendes Datenschutzrecht EU-weit erst-
mals mehr als eine Milliarde Euro an Bußgeldern ver-
hängt. Einer Analyse der Rechtsanwaltskanzlei DLA 
Piper zufolge standen zwischen Ende Januar 2021 und 
Mitte Januar 2022 rund 1,1 Milliarden Euro an Strafen 
zu Buche. Das Portal enforcementtracker.com kommt 
in einer Auflistung für das vergangene Jahr sogar auf 
rund 1,3 Milliarden Euro. In beiden Fällen würde das in 
etwa einer Versiebenfachung gegenüber den Vorjah-
reswerten entsprechen. 
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Die Zahl der Verstöße stieg dem Online-Portal zufolge 
jedoch „nur“ von 340 auf 434 an. Der sprunghafte Anstieg 
liegt also in der Höhe der Strafen begründet. So wurde 
etwa Amazon von der Datenschutzbehörde in Luxemburg 
zu einer Geldstrafe von 746 Millionen Euro verdonnert. 
Der Messenger-Dienst WhatsApp bekam von den irischen 
Datenschützern eine Strafe von 225 Millionen Euro aufer-
legt. Dass so hohe Strafen möglich sind, liegt daran, dass 
Unternehmen mit bis zu vier Prozent des weltweiten Jah-
resumsatzes belangt werden können. 

Aufwand für kleine Betriebe größer
Aber auch kleinere Unternehmen wurden belangt, etwa 
die Fußball-Abteilung des VfB Stuttgart wegen „fahr-
lässiger Verletzung der datenschutzrechtlichen Rechen-
schaftspflicht“ im Zusammenhang mit einem externen 
Dienstleister. Das Bußgeld lag bei 300.000 Euro.

Auch wenn die grundlegende Umsetzung der DSGVO 
in vielen Betrieben mittlerweile geschafft ist, bleibt doch 
eine gewisse Unsicherheit bestehen. „Umso kleiner das 
Unternehmen, desto gravierender werden die Auswirkun-
gen“, sagt Professor Volker Lüdemann, wissenschaftlicher 

Quelle: Enforcementtracker.com 
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Verhängte Strafen

DSGVO-Bußgelder knacken 2021 
die Millardengrenze
(Sanktionen aufgrund von Verstößen gegen die DSGVO)

„Umso kleiner das Unternehmen,  
desto gravierender werden die  
Auswirkungen.“� Professor Volker Lüdemann

Leiter des niedersächsischen Daten-
schutzzentrums und Professor für 
Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht 
an der Hochschule Osnabrück. Ein 
großer Konzern habe den Vorteil, dass 
er die vorhandenen Spielräume mit 
seinem eigenen Rechtsteam ausfindig 
machen könne. Kleine und mittlere 
Unternehmen hätten dafür weder die 
Kapazitäten noch die Ressourcen oder 
die Risikobereitschaft. „Auskunfts-
pflichten, Haftungspflichten und der 
damit verbundene bürokratische Auf-
wand sind dabei vor allem den kleins-
ten Unternehmen und dem Ehrenamt 
zu viel“, beobachtet Lüdemann.  

„Enormer Misstrauensbeweis“
Ein neuer Aspekt, den die DSGVO 
mit sich bringt, ist die Umkehr der 
Beweislast. Es genügt demnach eine 
einfache Behauptung der Datenver-
letzung – und das Unternehmen, die 
Organisation oder der Verein müssen 
nachweisen, dass es keinen Daten-
schutzverstoß gegeben haben kann. 
„Die Umkehr der Beweislast ist vom 
Grunde her schon kritisch. Es ist ein 
enormer Misstrauensbeweis gegen-
über Unternehmen“, sagt Lüdemann. 
„Man sagt damit aus: Das Unter-
nehmen verhält sich grundsätzlich 
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nicht rechtstreu und der Verbraucher 
hat immer Recht. Doch auch unter 
den Verbrauchern gibt es schwarze 
Schafe“, so der Wettbewerbsrechtler.  

Mit der Einführung der DSGVO 
sollten EU-weit einheitliche Regeln 
gelten. Doch das ist in zweierlei Hin-
sicht problematisch. Zum einen gelten 
für Großkonzerne fast die gleichen 
Regeln wie für einen Angelverein. 
Zum anderen war die Harmonisie-
rung innerhalb der EU nicht erfolg-
reich. Da in jedem Land ein anderes 
Rechtssystem herrscht, wird auch die 
DSGVO anders umgesetzt. Zahlreiche 
Klauseln ermöglichen Sonderwege 
für die Mitgliedsstaaten und die Um-
setzung in der Praxis zeigt zahlreiche 
Unterschiede. Erschwerend kommt 
hinzu, dass innerhalb von Deutsch-
land die Landesaufsichtsbehörden 
unterschiedliche Auffassungen ver-
treten – obwohl sie für die Abstim-
mung vom Rechtsrahmen auf die An-
wendung in der Praxis zuständig sind. 
Somit besteht bereits in Deutschland 
ein Flickenteppich aus Vorgaben und 
Regelungen. 

Behörden geben kaum  
Hilfestellung
„Bei vielen Aufsichtsbehörden gibt es 
keine praxistauglichen Vorlagen. Die 
Kosten der Umsetzung wurden ein-
fach auf die Unternehmen abgewälzt“, 
kritisiert Lüdemann. Das Datenschutz-

management soll sofort und ohne größere Probleme 
neben dem eigentlichen Geschäft umgesetzt werden. 
Theoretische Vorgaben sollen ohne konkrete Angaben in 
die Praxis des Alltags integriert werden. Bei dieser Umset-
zung der DGSVO und der Zusammensetzung mit anderen 
rechtlichen Vorgaben sind Betriebe nach wie vor auf sich 
alleine gestellt.  

Dies führt bei den Unternehmen nicht nur zu enormen 
Kosten und hohem Ressourcenaufwand. Professor Lüde-
mann sieht das größte Problem in der Rechtsunsicherheit. 
„Die hohen Dokumentations- und Informationspflichten 
gehen völlig an der Praxis vorbei“, sagt er. Kunststoffpro-
duzent Ornamin hat dazu einen Wunsch: „Um diese Unsi-
cherheiten zu minimieren, würden wir uns beispielsweise 
eine Plattform wünschen, auf der alle aktuellen Informa-
tionen rund um die DSGVO abrufbar sind.“

Hemmschuh für Innovationen
Darüber hinaus scheinen Datenschutz und Innovations-
vorhaben im Gegensatz zueinander zu stehen. Die Angst 
vor Strafzahlungen und der erhöhte Umsetzungsaufwand 
hemmen den unternehmerischen Enthusiasmus im Digi-
talisierungsprozess. Das betritt vor allem den Einsatz von 
neuen Technologien. Die DSGVO ist eigentlich zum Schutz 
vor den großen „Big Data“-Unternehmen ins Leben geru-
fen worden. Genau die stehen bei guter rechtlicher Bera-
tung unter der DSGVO jedoch fast besser da als vorher. Für 
alle anderen bedeutet es Nachteile. Dieser Umstand kann 
ein massiver Standortnachteil für Deutschland werden.  

„Nicht selten tötet der Datenschutz ganze Geschäfts-
modelle. Damit behindern wir unternehmerische Aktivi-
täten. Das Restrisiko ist vielen einfach zu hoch“, berichtet 
Lüdemann, dessen Institut eng mit Unternehmen zusam-
menarbeitet. Die immer steigenden Datenschutzanforde-
rungen seien daher nicht nur eine zusätzliche Belastung 
in der aktuellen Krise, sondern hemmten darüber hinaus 
auch innovative Projekte und die Digitalisierung.

Kunststoffproduzent Ornamin befürchtet auch eine  
zunehmende Überbürokratisierung. Denn dadurch ver-
löre die DSGVO ihre eigentliche Wirkung. „Wir wünschen 
uns, dass die DSGVO einheitlicher, einfacher und schlan-
ker wird. Wenn sie verständlich und handhabbarer wäre, 
hätte dies Vorteile sowohl für die zu Schützenden als auch 
für die Beauftragten.“  

„Gut gemeint ist eben nicht gut gemacht“, fasst Lüdemann 
zusammen. „Es wurde viel Licht auf die Probleme geworfen, 
aber vor allem Schatten erzeugt. Vieles ist komplizierter
geworden. Bei näherem Hinsehen aber Weniges besser.“  � ••

Datenschutzexperte Volker Lüdemann sieht das 
größte Problem der DSGVO in der fehlenden  
Rechtssicherheit. „Die hohen Dokumentations- und  
Informationspflichten gehen völlig an der Praxis  
vorbei“, sagt der Hochschul-Professor.

Alina Kemper
Redakteurin
kemper@mit-bund.de 
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MIT-Mitglied Linnéa Findeklee ist unheilbar krank. Im Mittelstandsmagazin beschreibt 
die junge Frau, die auf Twitter viele Follower hat, welche persönlichen und politischen 
Wünsche sie hat. Und wie es ist, nur noch ein Jahr Leben vor sich zu haben.

Ich bin 24 Jahre alt, Medizinstuden-
tin und träume schon lange davon, 
ein eigenes Unternehmen zu grün-

den. Doch es kam anders. Vor einigen 
Monaten wurde bei mir ein aggressi-
ver Hirntumor entdeckt. Die Ärzte 
gaben mir „vielleicht noch ein Jahr“, 
wie man so sagt.

Der Tod ist nichts, womit sich die 
Menschen gerne beschäftigen. Den 
meisten ist das Thema unangenehm. 
Das merkte ich schon früh – nach 
dem Unfalltod meiner Mutter. Nie-
mand wollte damals so richtig darüber 
reden. Niemand außer mir. Ich war ein 

Kind, das gerade erfahren hat, was 
Verlust und Einsamkeit ist. Ich hätte 
gerne eine Erklärung bekommen. Es 
gibt Menschen, die mich vermissen 
werden. Menschen, die mich schätzen 
und lieben. Menschen, die sich wün-
schen würden, dass ich noch länger 
bleiben darf. Das zu wissen tut gut. 
Doch ihnen keine großen Hoffnungen 
machen zu können, das tut weh. 

Ich möchte noch etwas erleben. Ein 
großer Wunsch von mir wäre es, noch 
einmal Weihnachten feiern zu kön-
nen. Die Weihnachtszeit mit all ihren 
Lichtern und wohligen Gerüchen war 
für mich immer die schönste Zeit des 
Jahres. Habe ich Angst vor dem Tod? 
So komisch das vielleicht klingen mag, 
aber: die habe ich nicht. Sterben müs-
sen wir schließlich alle einmal. Viele 
werden von einem Moment auf den 
anderen, und ohne jede Vorwarnung, 
einfach so aus diesem Leben geris-
sen. Sie haben keine Gelegenheit, ihre 
Dinge zu regeln, sich von den Men-
schen, die sie lieben, zu verabschie-
den, und noch so viel von dem, was sie 
gerne noch tun möchten, zu tun. Mir 
wurde zumindest rechtzeitig Bescheid 
gesagt.

Trotzdem habe ich das Gefühl, dass 
ich noch so viel zu sagen hätte. Mehr 
als es mir meine übrig gebliebene Le-

benszeit erlauben wird. Das Gefühl, 
den Menschen etwas zu sagen zu 
haben, war schließlich nicht zuletzt 
auch der Grund, warum ich mich einst 
dafür entschieden habe, politisch aktiv 
zu werden und auch in die MIT einzu-
treten. Ich wollte denen eine Stimme 
geben, die sonst in diesen Zeiten nicht 
mehr gehört werden – oder, vielleicht 
noch schlimmer, durch die in den letz-
ten Jahren immer stärker gewordene 
„Cancel Culture“ zum Schweigen ge-
bracht werden. Das habe ich selbst 
erlebt in den sozialen Medien, durch 
Beleidigungen und unfaire Angriffe 
von links und ganz rechts, sogar durch 
handfeste Drohungen. Heute kann 
ich fast schon darüber lachen. Weil 
mir im Angesicht des Todes bewusst 
wird, wie unbedeutend es ist, welche 
Meinung andere von einem haben. 
Und drohen kann mir in meiner Si-
tuation sowieso keiner mehr. Womit 
denn auch? Ich werde jedenfalls ganz 
sicher bis zum letzten Atemzug meine 
Stimme erheben. Für die Freiheit, für 
Marktwirtschaft, für die Werte, an die 
ich glaube – und für das Leben, auch 
das Ungeborene! Mit Entsetzen sehe 
ich die aktuellen Entwicklungen beim 
Thema Abtreibung. Ich werde dagegen 
aufstehen, anschreiben und anreden. 
Solange ich nur kann.� ••

„Ich hätte noch so 
viel zu sagen“

MUT STATT HOFFNUNGSLOSIGKEIT

Mit dieser Nachricht auf Twitter hat MIT-Mitglied 
Findeklee im Dezember 2021 ihre Follower über ihren 
absehbaren Tod informiert.
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Normen und Standards bestimmen die globalen Märkte. Sie sorgen 
dafür, dass das Papier in den Drucker passt, Schuhgrößen klar de-
finiert sind und sich chinesische Container auf deutschen Frach-

tern stapeln lassen. „Wer den Standard setzt, dem gehört der Markt“, sagt 
Julian Pinnig, Sprecher des Deutschen Instituts für Normung (DIN). Das sei 
gerade für Exportnationen wie Deutschland wichtig. „Deutschland hat die 
Normung bereits sehr frühzeitig strategisch eingesetzt und sich stark en-
gagiert. Auch heute noch ist Deutschland einer der wichtigsten Player in 
der internationalen Normung“, sagt Pinnig. 

Chinas Einfluss wächst stark
Das lässt sich auch daran ablesen, dass deutsche Experten noch immer die 
meisten Projekte und Sekretariate beim Europäischen Komitee für Nor-
mung (CEN) und bei der Internationalen Organisation für Normung (ISO) 
leiten. Beim ISO lassen die DIN-Vertreter unter anderem die amerikani-
schen und französischen Kollegen weit hinter sich. 

„Zwar kann kein Land im Alleingang einen Standard setzen“, sagt Pinnig. 
„Die Anzahl der von einem Land gehaltenen Sekretariate ist aber sicherlich 
ein guter Gradmesser für dessen Einfluss bei ISO.“ Und hier hat zuletzt vor 
allem eine Volkswirtschaft aufgeholt. Die von China besetzten ISO-Sekre-
tariate haben sich in den vergangenen zehn Jahren verdoppelt. 

Anfang Februar hat die  
Europäische Kommission 
ihre Standardisierungs-
Strategie vorgestellt. Damit 
will die EU ihre Vormacht-
stellung in Sachen Normung 
verteidigen. Denn während 
China immer stärker daran 
arbeitet, Industrienormen 
festzusetzen, droht Europa 
von der asiatischen  
Supermacht abgehängt  
zu werden.

Machtkampf um Normen
INDUSTRIESTANDARDS
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„Europa muss Standard-Setzer 
bleiben“

Die deutsche Wirtschaft ist des-
halb alarmiert. „Insbesondere bei der 
Normung und Standardisierung von 
Zukunftstechnologien läuft Europa Ge-
fahr, von China abgehängt zu werden“, 
sagt Siegfried Russwurm, Präsident des 
Bundesverbands der Deutschen Indust-
rie (BDI). Mit „großer Sorge“ beobachte 
die Industrie die „gezielte internationale 
Verbreitung von staatlich getriebenen, 
nationalen Technologiestandards aus 
China“. Der BDI schätzt den volkswirt-
schaftlichen Nutzen der Normen und 
technischen Regeln allein in Deutschland 
auf 17 Milliarden Euro pro Jahr. „Die euro-
päische Wirtschaft muss Standard-Set-
zer von Normen bleiben – und darf nicht 
zum Standard-Nehmer von Normen wer-
den“, fordert Russwurm.

Auch die deutsche Digitalwirtschaft 
warnt vor einer Verschiebung: „Europa 
und Deutschland haben in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten in der interna-
tionalen Normung an Boden verloren 
und speziell in den Bereichen Software 
und Künstliche Intelligenz nie richtig 
Fuß gefasst“, sagt Achim Berg, Präsident 
des Digitalverbands Bitkom. Es sei daher 
„höchste Zeit“, dass sich die EU eine 
Strategie zur Standardisierung in der 
Wirtschaft verpasse.

Prozesse sollen beschleunigt 
werden
Nun steuert die EU mit einer neuen Stan-
dardisierungs-Strategie um. „Wir wollen 
unsere Standards sichtbarer machen und 
damit auch auf die globale Entwicklung 
stärker Einfluss nehmen“, erklärte Bin-

nenmarktkommissar Thierry Breton. Normungsprozesse, die 
Jahre dauern können, sollen künftig schneller über die Bühne 
gebracht werden. Zudem sollen sich die zuständigen Behör-
den besser austauschen. Dazu soll unter anderem ein Gesetz 
zur Normung überarbeitet werden. Die EU-Kommission be-
tonte, dass für sie eine führende Rolle in den wichtigsten 
Gremien für Normung von entscheidender Bedeutung sei. 
Die Europaabgeordneten und Sprecher des Parlamentskrei-
ses Mittelstand (PKM) Europe, Markus Pieper und Markus 
Ferber, begrüßten den Aufschlag: „Als Scharnier zwischen 
Industrie und Politik kann die Strategie maßgeblich dazu 
beitragen, dass Europa auch weiterhin weltweit Maßstäbe 
setzt“, sagte Pieper. Der PKM hätte sich jedoch einen brei-
teren Blickwinkel auf den Mittelstand gewünscht, gerade 
wegen der höheren Anforderungen durch den Green Deal: 
„Auch hier werden einfache und einheitliche Standards be-
nötigt, die einer im Konsens erarbeiteten Norm entsprechen 
müssen“, sagte Ferber. „Deshalb müssen die Industrie und 
insbesondere der innovative Mittelstand auch in Zukunft mit 
einer starken Stimme eingebunden werden.“

„Die europäische Wirtschaft muss Standard-Setzer von 
Normen bleiben – und darf nicht zum Standard-Nehmer 
von Normen werden.“� Siegfried Russwurm, BDI-Präsident
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Wie viel Politik ist gewünscht?
Normen und Standards dürften damit in Zukunft noch 
politischer werden. Die Meinungen darüber, wie stark sich 
die Kommission einbringen soll, gehen jedoch auseinan-
der. Der BDI etwa wünscht sich durchaus „mehr konkrete 
Maßnahmen, wie die EU beispielsweise der Verbreitung 
chinesischer Standards im Rahmen der chinesischen Sei-
denstraßen-Initiative entgegentreten will“. Sinnvoll seien 
sogar verstärkte Investitionen in europäisch-chinesische 
Kooperationen.

Doch gegen die Pläne der Kommission, sich selbst stär-
ker in die Normung einzubringen, wehrt sich der mächtige 
Industrieverband. „Die Überambition der EU-Kommission, 
künftig selbst technische Spezifikationen zu erarbeiten, ist 
nicht gerechtfertigt“, heißt es in einem BDI-Papier. Dafür 
seien eine umfassende fachliche Expertise und langjährige 
Erfahrung in der Industrie erforderlich. Auch Bitkom-Präsi-
dent Berg mahnt: „Die Normen selbst dürfen nicht von der 
Kommission, sie müssen von den Unternehmen geschrie-
ben werden.“ Es sei an der Zeit, dass auch die Digitalwirt-
schaft aktiver in die Normungsarbeit einsteige. Die Politik 
sollte dies laut Berg unterstützen, indem Kosten ersetzt 
werden, die den Unternehmen für die Freistellung von 
Mitarbeitern für die Normungsarbeit entstehen. „Weitere 
normungsbedingte Kosten der Unternehmen sollten als 
förderfähige Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 
qualifiziert werden“, fordert Berg. 

China setzt auf Zukunftsthemen
DIN-Experte Pinnig weist mit Blick auf 
den politischen Einfluss auf einen zen-
tralen Unterschied zwischen den ver-
schiedenen Normungssystemen hin: 
„In Deutschland und Europa funktio-
niert Normung von unten nach oben. 
Der Staat gibt nicht vor, was genormt 
wird. Stattdessen ist die Normung pri-
vatwirtschaftlich organisiert und von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilge-
sellschaft getragen“, erklärt Pinnig. Zwar 
könne die EU-Kommission Normenauf-
träge vergeben. Die Impulse kämen aber 
meist von Unternehmen, Forschungsins-
tituten oder Verbraucherorganisationen. 
Ganz anders sei es in China: „Dort treibt 
der Staat des Normungsgeschehen an-
hand strategischer Interessen voran. 
Dabei fokussiert sich China vor allem auf 
Zukunftsthemen: Künstliche Intelligenz, 
Blockchain, Industrie 4.0, aber auch 
die Gewinnung und Verarbeitung von 
Rohstoffen haben dort Priorität“, sagt 
Pinnig.

Binnenmarktkommissar Thierry Breton stellt die Standardi
sierungs-Strategie der Kommission vor. Damit will die EU den 
wachsenden Einfluss Chinas auf europäische Normen bremsen.

BDI-Chef Siegfried 
Russwurm blickt mit 

Sorge auf die „gezielte 
internationale Verbrei-

tung von staatlich  
getriebenen, natio

nalen Technologiestan-
dards aus China“.

„Bei stark begrenzten Kapazitäten 
ist es für viele Unternehmen  
wichtiger, dass ihre Experten neue 
Produkte entwickeln, anstatt in die 
Normung zu gehen.“� Julian Pinnig, DIN-Sprecher
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Redakteur
knodt@mit-bund.de

In Europa fehlen Experten
Bei diesen Zukunftsthemen entstehen 
derzeit erst die relevanten Normen und 
Standards. Und China will die Spielre-
gen aktiv mitbestimmen. „China hat 
in diesem Punkt enorm aufgeholt und 
investiert viel Geld in die Normung. 

Gleichzeitig hat das Land viele gute 
Experten, die sich mit großen Know-
how in diesen Normungsprojekten 
engagieren“, sagt Pinnig. Europa falle 
es teilweise schwer, genug Experten 
mit entsprechendem Know-how in die 
Normung zu schicken. „Hier macht sich 
der Fachkräftemangel bemerkbar. Bei 
stark begrenzten Kapazitäten ist es für 
viele Unternehmen wichtiger, dass ihre 
Experten beispielsweise neue Produkte 

entwickeln, anstatt in die Normung zu gehen“, erläutert 
Pinnig.

Hier könnte Deutschland mehr tun, denn aktuell unter-
stützt die Bundesregierung nur Firmen, die neu in der 
Normung sind. Firmen, die schon länger dabei sind, er-
halten hingegen keine Unterstützung vom Bund. „Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft sollten ge-
meinsam die für uns relevanten Zukunftsthemen identifi-
zieren. Und auf diese Themen sollten wir in der Normung 
dann einen besonderen Fokus legen, so wie China das auch 
macht“, findet Pinnig. 

Unterstützung vor allem bei KI
Komplizierter wird es bei Themen wie Datenschutz oder 
Gesichtserkennungssoftware. Hier spielen nicht nur wirt-
schaftliche Aspekte eine Rolle. Kulturell haben Europäer 
größere Bedenken beim Einsatz dieser Technologien. „Wo 
Normen europäische Werte berühren, sei es beim Daten-
schutz oder bei Diskriminierungsfreiheit, etwa wenn KI-
Systeme in Bewerbungsverfahren entscheiden, muss Eu-
ropa sich stark in der Normung einbringen“, findet Pinnig. 
Es sei wichtig, dies mitzudenken, sowohl aus ethischen als 
auch aus wirtschaftlichen Gründen. „Erst wenn Verbrau-
cher und Wirtschaft in Europa wissen, dass KI sicher ist und 
europäischen Wertestandards genügt, wird sie auch wirk-
lich breit genutzt werden.“ � ••
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Der Einfluss Chinas wächst
Zahl der bei den Technischen Komitees bzw. Subkomitees der International 
Organization for Standardization (ISO) geführten Sekretariate

„Die Normen selbst dürfen 
nicht von der Kommission, sie 
müssen von den Unternehmen 
geschrieben werden.“� Achim Berg, Bitkom-Präsident

Hubertus Struck
CvD/Redakteur
struck@mit-bund.de

Deutschland	 132	 134	 +2 %

USA	 120	 102	 -15 %

Frankreich	 71	 78	 +10 %

Japan	 63	 78	 +24 %

Großbritannien	 72	 76	 +6 %

China	 31	 64	 +106 %
Schweden	 24	 26	 +8 %

Schweiz	 19	 19	 ±0 %

Südkorea	 16	 19	 +19 %

Land	 2010	 2020	 Veränderung in Prozent
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Anzeige

Manuela Roßbach, 
geschäftsführende 
Vorständin Aktion 
Deutschland Hilft

„Unternehmerisches 
Engagement wirkt!“

ALS UNTERNEHMEN HELFEN 
Weltweit sind rund 235 Millionen Menschen auf Huma-
nitäre Hilfe angewiesen. Aktion Deutschland Hilft ist Ihr 
starker Partner für Ihr unternehmerisches Engagement.

In dem Bündnis haben sich mehr als 20 Hilfsorganisa-
tionen zusammengeschlossen. Bei Krisen und Katas-
trophen leisten sie Nothilfe weltweit – gemeinsam, 
schnell und e � ektiv.

Gemeinsam können wir viel bewirken. Eine Spende für 
Menschen in Not schenkt den betro� enen Familien 
neue Ho� nung – die Zeit zu handeln ist jetzt.

Pro� tieren Sie von unserer langjährigen Erfahrung in 
der Zusammenarbeit mit Unternehmen und helfen Sie 
uns, Menschen in Not nachhaltig zu unterstützen. Ger-
ne beraten wir Sie persönlich und � nden die passende 
Kooperationsmöglichkeit für Sie – kontaktieren Sie uns 
noch heute!

Spendenkonto: DE62 3702 0500 0000 1020 30
www.Aktion-Deutschland-Hilft.de/Unternehmen 

So können Sie als Unternehmen helfen
• Unternehmensspende zu besonderen Anlässen
• Mitarbeitersammlung oder Bene� zveranstaltung
• Förderung eines konkreten Hilfsprojekts

Wir beraten Ihr Unternehmen individuell und persönlich!
E-Mail: marketing@Aktion-Deutschland-Hilft.de
Telefon:  0228 242 92-420

Als Unternehmen ein Zeichen zu setzen und soziale Ver-
antwortung zu übernehmen zahlt sich aus! Denn die 
Hilfe kommt Menschen in Not zugute – und gleichzeitig 
stärken Sie das Engagement Ihrer Mitarbeiter.

In humanitären Notsituationen sind Unternehmen 
wertvolle Partner. An unserer Seite können sie entschei-
dend zu überlebenswichtiger Nothilfe und wirksamer 
Katastrophenvorsorge in Krisengebieten beitragen.

Unternehmerisches Handeln und soziales Engagement 
gehören fest zusammen. Immer mehr Unternehmen 
unterstützen Hilfsprojekte, die mit ihrem Kerngeschäft 
in Verbindung stehen. Diese Zusammenarbeit bietet 
großartige Chancen!

Hand in Hand lassen sich innovative Ansätze entwickeln. 
Das kann für Menschen in Not nachhaltig etwas verän-
dern. Am besten geht das mit einem starken Partner, der 
weiß, worauf es ankommt – also mit einer Hilfsorganisa-
tion, die in der Zusammenarbeit mit Firmen erfahren ist.

Liebe Leserinnen und Leser des Mittelstandsmagazins, 
mit Spenden können Sie mit Ihrem Unternehmen 
langfristig helfen – und Menschen vor unermesslichem 
Leid schützen. Mein persönlicher Tipp: Unterstützen Sie 
Menschen, die unter den Folgen des Klimawandels lei-
den. Oder Familien, die vor kriegerischen Kon£ ikten wie 
in Syrien oder im Jemen £ iehen müssen. Das sind die 
brennenden Themen unserer Zeit.

Ihre

Manuela Roßbach
Geschäftsführende Vorständin 
von Aktion Deutschland Hilft

PS: Wenn auch Sie sich als Unternehmen engagieren 
möchten – unser Team berät Sie sehr gerne!

http://www.Aktion-Deutschland-Hilft.de/Unternehmen


20    mittelstandsmagazin 01|22    20    mittelstandsmagazin 01|22    

MIT:INTERVIEW

„Das Individuum 
muss vor dem 
Kollektiv stehen“

STREITGESPRÄCH „DEUTSCHLAND 2030“ 

Moderator Carsten Linnemann und Journalistin Anna Schneider 
(vorne) diskutierten mit den zugeschalteten CDU-Politikern Roland 

Koch, Friedrich Merz und Unternehmerin Sarna Röser.
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„Das Individuum 
muss vor dem 
Kollektiv stehen“

Linnemann: Wenn wir uns eine  
Reise ins Jahr 2030 vorstellen, was 
werden dann die größten Heraus
forderungen für die deutsche  
Wirtschaft sein? 
Röser: Das ist ganz klar der demogra-
fische Wandel mit all seinen Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt und die 
Sozialsysteme. Unser Rentensystem 
ist eine tickende Zeitbombe. Und da 
sind die Komplexe Klimaschutz und 
Energiewende, gerade vor dem Hin-
tergrund der Versorgungssicherheit 
und Preisstabilität. Denn es sind die 
Unternehmen, die den gewünschten 
Umbau der Wirtschaft organisieren 
und dabei möglichst viele Arbeitsplät-
ze erhalten müssen. Und hier spielt 
die Digitalisierung mit ihren Auswir-
kungen auf die Arbeitswelt eine große 
Rolle. 

Linnemann: All diese Probleme 
sind seit Jahren absehbar. Woran 
liegt es, dass die Politik die Probleme 
immer erst anzupacken scheint, 
wenn das Haus schon brennt?
Merz: Wir haben in der Politik andere 
Mechanismen als in der Wirtschaft. 
Die Politik ist häufig reaktiv, während 
die Wirtschaft antizipativ agiert, also 
Entwicklungen vorwegzunehmen ver-
sucht. Die Politik muss deshalb muti-
ger sein, Probleme klar anzusprechen, 
auch wenn Teile der Bevölkerung dar-
auf sensibel reagieren könnten. Das 

„Unser Rentensystem ist eine  
tickende Zeitbombe. “� Sarna Röser

Wie könnte eine Vision von Deutschland im Jahr 
2030 aussehen? Und wie kann die Union diese 
Vision transportieren? Darüber diskutierten 
auf dem 15. Bundesmittelstandstag Welt-Chef-
reporterin Anna Schneider und Jungunternehmerin 
Sarna Röser mit dem CDU-Politiker Friedrich 
Merz und dem Chef der Ludwig-Erhard-Stiftung 
Roland Koch, moderiert von Carsten Linnemann.

gilt umso mehr in einer Welt, die sich in einer immer grö-
ßeren Geschwindigkeit dreht und mit der wir Europäer of-
fensichtlich nicht Schritt halten. Aus meiner Sicht sind drei 
Themen bis 2030 für die Politik entscheidend. Erstens: Wie 
gelingt Wirtschaftspolitik in Zeiten des Klimawandels? 
Das zweite Thema ist die Gefährdung unserer inneren und 
äußeren Sicherheit durch internationale Krisen. Das dritte 
Thema sind die sozialen Sicherungssysteme im Zeichen 
des demographischen Wandels. Bei all diesen Themen 
muss die Politik – das gilt erst recht für uns in der Opposi-
tion – mutiger, schneller und glaubwürdiger werden. 

Koch: Politik ist keine autonome Institution, die der 
Bevölkerung, den Unternehmen oder den Gewerkschaf-
ten die Zukunft vorschreiben kann. Politik bewegt sich in 
einem Rahmen. Dazu gehört, was zu einem bestimmten 
Zeitpunkt akzeptiert wird. Heute erleben wir, dass die 
Menschen ein großes Vertrauen in den Staat haben und 
sehr viel von ihm erwarten. Den freien Kräften des Mark-
tes wird nicht viel Vertrauen entgegengebracht. Und das 
limitiert Politik. Um an Friedrich Merz anzuknüpfen: Ein 
Staat, der versucht, im Voraus zu planen, ist ein viel stärker 
regelnder Staat. Der reaktive Staat lässt andere erst ein-
mal laufen – und greift ein, wenn es Handlungsbedarf gibt. 
Ein Staat, der meint, er wisse alles vorher und kann alles 
lenken, ist ein Staat, der den Anspruch erhebt, er sei so 
schlau, die Zukunft zu kennen. Daran habe ich erhebliche 
Zweifel. Ich glaube deshalb, dass die Politik die Bereit-
schaft zum Irrtum haben muss.  
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schleicht sich langsam auch in Deutsch-
land ein und wird unsere Gesellschaft 
formen. Politik ist häufig nicht nur re-
aktiv, sondern auch reaktionär. Das 
zeigt sich am Beispiel von Quoten, wo 
es am Ende nur darum geht, Menschen 
nach äußeren Merkmalen zu beurtei-
len. Das ist ein schlimmer Rückschritt, 
wenn wir das Individuum nicht mehr 
anerkennen als das, was es ist. Leider 
muss ich mich kritisch an Ihre Partei 
wenden: In den vergangenen Jahren 
fehlte die Union als Korrektiv. Ich wür-
de mir von einer konservativen Partei, 
die auf das Leistungsprinzip pocht, 
wünschen, ihre eigene Erzählung auf-
zubauen und dem etwas entgegenzu-
setzen. Der Zeitgeist klingt schön: Be-
teiligung von Minderheiten, Frauenför-
derung etc., aber das muss man doch 
auch ohne Quoten und Aktionismus 
lösen können. Leider nimmt das kollek-
tivistische Denken auch bei der FDP zu. 

Linnemann: Mein Eindruck als  
Abgeordneter ist, dass die Unzufrie-
denheit der Bürger mit der Politik 
spätestens seit der Flüchtlingskrise 
stark zugenommen hat. Das hat 
sich in der Corona-Krise verstärkt. 
Was hat die Politik falsch gemacht?
Schneider: Letztlich befeuern alle Kri-
sen die Spaltung der Gesellschaft. Es 
wäre eine Chance gerade für die CDU 
in der Opposition, nicht nur zu reagie-
ren, sondern einen eigenen Plan zu 

Anna Schneider (31) ist eine österreichische 
Journalistin. Die Juristin und Kunsthistorikerin 
arbeitete zunächst als Universitätsassistentin 
in Wien. Nach einer Station als Referentin für 
Verfassung und Menschenrechte bei der libe-
ralen Partei Neos wechselte sie in den Journa-
lismus. Von 2019 bis 2021 war sie Reporterin 
für die Neue Zürcher Zeitung (NZZ) in Berlin. 
Im Juni 2021 wechselte sie als „Chefreporterin 
Freiheit“ zur „Welt“.

Professor Roland Koch (63) ist Vorsitzender der 
Ludwig-Erhard-Stiftung. Der Jurist war von 1999 bis 
2010 Ministerpräsident in Hessen und fast zeitgleich 
Landesvorsitzender der CDU. Nach seinem Ausschei-
den aus der Politik wechselte er in die Wirtschaft 
und war drei Jahre lang Vorstandsvorsitzender des 
Baukonzerns Bilfinger. Seit 2017 ist er Professor für 
Management und Regulierung an einer Frankfurter 
Wirtschaftshochschule.

Meine Befürchtung ist: Wir werden 2030 in einem Land leben, in 
dem es zu wenig qualifizierte Arbeitskräfte gibt. Wir werden in einer 
Welt leben, in der die Märkte längst nicht so offen sind, wie wir es 
uns wünschen. In dieser Welt möchte ein Großteil der Bevölkerung 
weiterhin, dass der Staat viel Geld für sie ausgibt – selbst wenn wir 
Zweifel haben, ob es so klug ist, den Menschen vorher so viel dafür 
abzunehmen. 

Linnemann: Woher kommt diese Staatsgläubigkeit? Wir  
haben doch gerade in der Pandemie erlebt, dass überall dort, 
wo der Staat anstelle von Privatakteuren als Manager  
aufgetreten ist – von der Beschaffung bis zur Terminvergabe 
– gescheitert ist. 
Koch: Das Kern-Stichwort ist Verunsicherung. Die Welt, in der wir 
heute leben, mutet jedem Einzelnen so viele unterschiedliche In-
formationen zu, dass sich seine Unsicherheit darüber, was ihm 
passieren oder wem er vertrauen kann, massiv erhöht hat. In so 
einer Situation sucht er eine Instanz, die es für ihn richten soll. 
Wenn das Ministerpräsidenten, Bundeskanzler oder andere de-
mokratische Instanzen sind, ist das auch nicht die schlechteste 
Option. Trotzdem: Wir brauchen mehr „Empowerment“, emanzi-
pierte Menschen, die sagen: Wir brauchen den Staat nicht, wir 
können das selbst. 

Linnemann: Frau Schneider, trotz der Staatsgläubigkeit wird 
die Gesellschaft fragmentierter und pluralistischer, die  
Bindekräfte lassen nach. Wie lange beobachten Sie dieses 
Phänomen schon? 
Schneider: Die Individualisierung oder Diversität der Gesellschaft 
ist per se nichts Schlechtes. Es kommt darauf an, wie die Politik 
damit umgeht: kollektivistisch oder individualistisch. In den USA 
erleben wir bereits einen Kulturkampf genau zwischen diesen bei-
den Polen. Dort bezeichnen sich Gruppen als die „Erwachten“ und 
wittern überall soziale Ungerechtigkeiten. Demgegenüber stehen 
die Konservativen, die eher leistungsorientiert eingestellt sind. Das 

„Die Politik muss mutiger sein,  
Probleme klar anzusprechen, auch 
wenn Teile der Bevölkerung darauf  
sensibel reagieren könnten. “� Friedrich Merz
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MIT:INTERVIEWFriedrich Merz (66) ist Vorsitzender 
der CDU Deutschlands und der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion. Der frühere 
Richter gehörte von 1989 bis 1994 dem 
EU-Parlament und von 1994 bis 2009 
dem Bundestag an. Dort war er bereits 
zwischen 2000 und 2002 Fraktions-
vorsitzender und Oppositionsführer. 
Danach arbeitete er als Rechtsanwalt, 
Unternehmensberater und Aufsichts-
ratsmitglied. Seit 2021 gehört er wieder 
dem Bundestag an.

Sarna Röser (34) ist Unternehmerin und 
seit 2018 Bundesvorsitzende der Jungen 
Unternehmer. Sie kommt aus der Nähe von 
Stuttgart und ist designierte Nachfolgerin 
der Zementrohr- und Betonwerke Karl Röser 
& Sohn GmbH. Röser hat selbst ein Startup 
gegründet und führt ein zum Familienverbund 
gehörendes Unternehmen mit. Zudem gehört 
sie mehreren Aufsichtsräten an.

entwickeln. Politik erschöpft sich 
nicht nur im Krisenmanagement, son-
dern in klaren Leitlinien und Visionen, 
wo man hin will. Daran mangelt es ge-
rade den Parteien. Die SPD wünscht 
sich eine gerechtere Gesellschaft und 
versteht darunter eine quotiertere 
Politik. Aber wo wollte die Union in 
den 16 Jahren unter Angela Merkel 
hin? Stattdessen hat sie mit der SPD 
geschmust und ist jetzt auch für 
Frauenquoten in Vorständen.

Linnemann: Aber hat sich die  
Gesellschaft nicht auch verändert? 
Schneider: Ja klar, viele wünschen 
sich mehr Diversität. Fraglich ist nur 
der Weg dorthin. Deutschland hat 
jetzt eine grüne Familienministerin, 
die alle Gesetze darauf prüfen will, ob 
Frauen und Minderheiten ausrei-
chend berücksichtigt werden. Das hat 
nichts mit Gleichberechtigung, son-
dern mit Gleichstellung zu tun.

Was mich an unserer Gesellschaft 
am meisten beunruhigt: Inzwischen 
wird es schon hingenommen, dass das 
Kollektiv vor das Individuum gestellt 
wird. Als ich neulich in einem Artikel 

geschrieben habe, dass für mich selbstverständlich das Indivi-
duum vor dem Kollektiv steht, löste das einen Shitstorm gegen 
mich aus. Dabei war das in westlichen Gesellschaften immer 
Konsens. Andere Zeitungen schrieben dann über mich, dass mein 
Liberalismus vulgär wäre. Diese Entwicklung beunruhigt mich.

Linnemann: Wie sieht Ihre Vision 2030 aus,  
was würden Sie ändern? 
Schneider: Ich würde zunächst ein Bild zeichnen, was ein moder-
ner Staat für mich bedeutet. Deutschland hat ein großes Büro-
kratieproblem. Inzwischen macht sich sogar Innovationsfeind-
lichkeit breit. Wenn ein Unternehmer wie Elon Musk in Branden-
burg für eine Milliarde Euro eine Gigafactory bauen will, dann 
sollte ihm nicht so viel Bürokratie und Missgunst entgegenschla-
gen. Als Zweites wünsche ich mir mehr Gelassenheit in der Ge-
sellschaft. Unser Land besteht nicht nur aus Rassisten, nicht jeder 
schlechte Witz ist gleich sexistisch und nicht jeder, der in der 
Minderheit ist, ist gleich ein Opfer. Man kann es zu etwas brin-
gen, wenn man etwas leistet – unabhängig von der Hautfarbe 
oder vom Geschlecht.

Linnemann: Gibt es im Jahr 2030 noch Volksparteien  
in Deutschland?
Koch: Diese Debatte gibt es alle paar Jahre wieder. Die letzten 
Monate haben gezeigt, dass die Volksparteien ein erhebliches 
Potenzial haben, sich selbst zu minimieren – sie können aber auch 
Chancen wahrnehmen und wieder wachsen. Die SPD hatte man 
bereits totgesagt und trotzdem lag sie bei der Bundestagswahl 
vor uns. Als Union sind wir jetzt (in Wahlumfragen lagen CDU/
CSU Mitte Dezember bei knapp über 20 Prozent; Anm. d. Red.) 
auf einem Niveau, das für eine Volkspartei eine Untergrenze dar-
stellt. Ich glaube, dass wir schlicht unser Potenzial nicht ausge-
schöpft haben. Der Boden ist nach wie vor gut und unterscheidet Fo
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„Wir brauchen mehr emanzipierte 
Menschen, die sagen: Wir brauchen den 
Staat nicht, wir können das selbst.“� Roland Koch
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sich stark von anderen Ländern, wo es keine 
Volksparteien mehr gibt.

Die CDU war viel zu lange konfliktscheu. 
Wenn sich aber die Vereinigungen in der 
Union nicht mehr streiten dürfen, dann reprä-
sentieren sie auch nicht mehr gesellschaftli-
che Gruppen. Wir müssen insgesamt wieder 
mehr Konflikte in unseren eigenen Reihen 
austragen. Wenn wir das tun, ist, die Zukunft 
der Partei gesichert. 

Merz: Auch hier ist unsere neue Rolle in der 
Opposition eine große Chance. Wir können 
Abstand nehmen von der Tagespolitik und 
können uns über unsere Grundsätze und un-
ser Politik- und Freiheitsverständnis austau-
schen. Die Union hat diesen Prozess mehr-
fach in ihrer Geschichte durchlebt und ist 
jedes Mal gestärkt daraus hervorgegangen. 
Warum soll uns das diesmal nicht gelingen?

Röser: Als Nicht-CDU-Mitglied glaube ich, 
dass die CDU dann erst wieder erfolgreich 
sein kann, wenn klar ist, wofür sie steht. Die 
CDU sollte insbesondere die Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft – Eigenverantwor-
tung, Freiheit, Eigentum – mit Leben füllen. 
Bei Ludwig Erhard gab es das Narrativ „Wohl-
stand für alle“ – eine solche Erzählung 
braucht die Union heute wieder.

Linnemann: Wie könnte so ein Narrativ, 
ein Aufstiegsversprechen der Union für 
2030 lauten?
Koch: Wir brauchen erstens wieder mehr 
Freiräume – Bereiche, in denen wir Staat und 
Regeln heraushalten und es selber regeln. 
Wir brauchen zweitens auch als Deutsche ein 
gemeinsames Europa, einen gemeinsamen 
Markt und eine gemeinsame Ideengeschich-
te. Ich glaube, dass die Welt nicht so global 
ist, wie manche träumen. Wir liegen nach wie 
vor mit vielen Nationen in Konflikt. Drittens 

muss Deutschland das Silicon Valley der Welt werden. Wir 
haben die intellektuellen und infrastrukturellen Voraus-
setzungen dafür. Deutschland ist unglaublich erfahren 
darin, Probleme zu lösen und Neues zu erfinden. Uns kann 
ein sehr schönes Leben bevorstehen in 2030, aber bis da-
hin gilt es einige Hürden zu überwinden. 

Merz: Ich habe noch an zwei Stellen kein sicheres Gefühl 
dafür, wie sich die Dinge in den nächsten Jahren entwi-
ckeln. Das eine ist das Thema Klimawandel. Da liegt nach 
meiner Einschätzung ein ungeheures Enttäuschungspo-
tenzial gegenüber der neuen Bundesregierung auf der 
Straße. Denn die Erwartungen, die die Regierung auch mit 
ihrem Koalitionsvertrag geschaffen hat, wird sie wahr-
scheinlich nicht erfüllen können. Selbst wenn sie im Inland 
all ihre Vorhaben umsetzt, wird das die internationalen 
Probleme nicht lösen – jedenfalls nicht so, wie die Wähler 
der Grünen und die junge Generation sich das vorstellen. 

Der zweite Punkt, der mich unsicher sein lässt, ist die 
globale Entwicklung, insbesondere im Hinblick auf einige 
Konfliktregionen. Wir sehen bereits eine deutliche Ver-
schärfung der Konflikte, etwa an der russischen West-
grenze, aber auch zwischen China und Taiwan sowie im 
Verhältnis zwischen Amerika und China. Die Europäische 
Union spielt in diesen Konflikten praktisch keine Rolle. Die 
EU steht wahrscheinlich vor der größten Herausforderung 
seit ihrer Gründung, weil ihre Versprechen immer unwahr-
scheinlicher werden. Was können wir also tun, um im Jahr 
2030 weiter eine wohlhabende, umweltgerechte, klimaver-
trägliche Gesellschaft zu sein, die sich auch im internatio-
nalen Kontext wiederfindet? Und was können wir tun, um 
Frieden und Freiheit im umfassenden Sinne unseres Kon-
tinentes zu sichern? Unser intellektuelles Potenzial, diese 
Fragen zu beantworten, ist ungemein groß in Deutschland. 
Es wird eine unserer Herausforderungen sein, hierbei alle 
Teile der Gesellschaft mitzunehmen. 

Röser: Wir jungen Unternehmer wünschen uns ein wachs-
tumsorientiertes, digitales, innovatives, mündiges, weltof-
fenes, generationengerechtes, umwelt- und klimabewuss-
tes Deutschland im Jahr 2030. Das in Kombination mit 
mehr Mut und Eigenverantwortung, die belohnt und nicht 
bestraft wird. Wir sind das Land der Erfinder, Tüftler und 
Ingenieure. Wir brauchen also mehr Vertrauen in die Wirt-
schaft und die Unternehmen mit all ihren klugen Köpfen. 

Schneider: Meine größte Sorge ist, dass sich nach der Pan-
demie das Verständnis des Bürgers dafür, was der Staat für 
ihn macht, komplett verschiebt. Wenn sich der Staat um 
immer mehr Lebensbereiche kümmern will, dann habe ich 
schlimme Befürchtungen für 2030. Der Staat darf den Bür-
gern die Mündigkeit nicht abtrainieren. Im Gegenteil:  
Er muss Leistungsbereitschaft, Innovationskraft und vor 
allem Mut belohnen.� ••

„Politik erschöpft sich nicht nur 
im Krisenmanagement, sondern 
in klaren Leitlinien und Visionen, 
wo man hin will.“� Anna Schneider
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Was ist die „kalte 
Progression“?

HEIMLICHE STEUERERHÖHUNGEN

Hintergrund
Das Problem der kalten Progression entsteht, wenn höhere 
Löhne lediglich die Inflation ausgleichen, während die tatsäch-
liche Kaufkraft des Beschäftigten stagniert. Durch den Tarifver-
lauf bei der Einkommensteuer zahlt er dann verhältnismäßig 
mehr Steuern. Man spricht deshalb auch von schleichender 
oder heimlicher Steuererhöhung. Im Klartext: Der Mitarbeiter 
bekommt mehr Geld vom Chef, hat aber kaum mehr in der 
Tasche – oder sogar weniger, weil die Steuerprogression die 
Lohnerhöhung weitgehend auffrisst und damit unter dem  
Strich weniger Kaufkraft bleibt.

Denn bei einem höheren Einkommen steigt in der Regel auch 
die steuerliche Belastung. Dieser Progressionseffekt ist so auch 
gewollt: Je höher das Einkommen, desto höher die Leistungs-
fähigkeit. Durch die höheren Steuereinnahmen profitiert der 
Staat aber überproportional stark von Lohnerhöhungen. Be-
kämpft werden kann der Effekt, indem der Verlauf des Steuer-
tarifes geändert wird. Der Steuertarif muss so angepasst wer-
den, dass die Kaufkraft des Nettoeinkommens gleich bleibt. Der 
Tarif muss also an die Inflationsrate angepasst werden.

MIT setzte Steuerbremse durch
Genau das hat die CDU in der Großen Koalition im Jahr 2014 durch-
gesetzt. Vorangegangen war ein CDU-Parteitagsbeschluss auf Ini-
tiative von MIT, CDA und JU. Infolge des Beschlusses schlägt das 
Bundesfinanzministerium seitdem alle zwei Jahre auf Basis eines 
Steuerprogressionsberichts eine Anpassung der Steuersätze an 
die Inflationsrate vor. Zum 1. Januar 2016 wurde der Steuertarif mit 
einem Entlastungsvolumen von zunächst 1,5 Milliarden Euro ange-
passt. Das hilft besonders kleinen und mittleren Einkommen. Für 
2018 errechnete das Finanzministerium, dass rund 32,1 Millionen 
Steuerzahler mit durchschnittlich 104 Euro an zusätzlicher Steuer-
last betroffen waren. 2019 wurden 32,8 Millionen Steuerpflichtige 
mit durchschnittlich 116 Euro errechnet. Diese Mehrbelastung 
wurde über das Familienentlastungsgesetz ausgeglichen. Über die 
geplante Verschiebung der Tarifeckwerte werde sogar das verfüg-
bare Einkommen über den bloßen Ausgleich der Inflation hinaus 
erhöht, betonte damals das Finanzministerium. Fo
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Seit 2016 werden in 
Deutschland auf Initiative 
der MIT die Steuertarife 
an die Inflationsrate ange-
passt. So werden schlei-
chende Steuererhöhungen 
verhindert: die „kalte 
Progression“. Doch ausge-
rechnet jetzt, im Jahr der 
höchsten Inflation, will 
sich die Ampel-Koalition 
vor dieser Anpassung 
drücken. Was bedeutet 
das für den Steuerzahler?
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Entlastung reicht nicht aus
Eigentlich sollte die kalte Progression 
auch in den Jahren 2020 und 2021 
mehr als ausgeglichen werden. Für 
2020 wurde vorab eine Inflationsrate 
von rund 1,5 Prozent und für 2021 von 
1,2 Prozent unterstellt. Doch es kam 
anders: Während die Inflation im Jahr 
2020 offiziell nur 0,5 Prozent betrug, 
stieg sie 2021 sprunghaft um 3,1 Pro-
zent an. Somit wird die gesamte kalte 
Progression der Jahre 2020 und 2021 
nicht ausgeglichen. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) rechnet 
vor: Bei einem Durchschnittsverdie-
ner mit 50.000 Euro Bruttojahresein-
kommen werden rund 30 Euro im Jahr 
nicht ausgeglichen. Bei einem Ver-
dienst von 75.000 Euro sind es gut 50 
Euro, die nicht ausgeglichen werden. 
Lediglich bei Geringverdienern wird 
die kalte Progression leicht überkom-
pensiert (siehe Abbildung). 

Haltung der Ampel unklar
Das IW erinnert daran, dass alle drei 
Ampel-Parteien im Wahlkampf Ent-
lastungen bei der Einkommenssteuer 
versprochen haben. Deshalb „wäre 
die überschaubare Verschiebung des 
Tarifverlaufs zur Vermeidung der kal-
ten Progression eine Chance gewesen, 
kurzfristig und unproblematisch ein 
Stück Steuergerechtigkeit herzustel-
len und – wenn auch eher symbolisch 
– den Einsatz der Steuerzahler zu wür-
digen“, sagt IW-Steuerexperte Martin 
Beznoska. „Fiskalisch wäre der Auf-

kommenseffekt von weniger als einer Milliarde Euro verkraftbar gewesen.“ 
Würde die Ampel den Ansatz der Großen Koalition fortsetzen und die heim-
lichen Steuererhöhungen von 2023 bis 2025 ausgleichen, würde das nach IW-
Angaben zu einer weiteren Entlastung von 30 Milliarden Euro führen. Doch 
davon sei bislang keine Rede. 

Wenig Hoffnung macht die Haltung der Grünen zu künftigen Entlastun-
gen. „Die Anpassung der sogenannten kalten Progression ist keine Priorität 
und steht jetzt auch gar nicht an“, sagt die stellvertretende Vorsitzende der 
Grünen-Fraktion, Lisa Paus. „Breite Steuersenkungen“ seien für sie aktuell 
nicht der richtige Weg. „Sie reißen Löcher in den Haushalt und laufen Ge-
fahr, die Inflation weiter anzuheizen. Es ist deshalb kein Zufall, dass es im 
Koalitionsvertrag dazu keine Vereinbarungen gibt.“

„Attacke auf Leistungsträger“
Die MIT fordert die Ampel zu einem sofortigen Umsteuern auf. Steuererhö-
hungen, auch schleichende wie bei der kalten Progression, seien „Gift für 
den Aufschwung und eine Attacke auf Leistungsträger“, kritisiert MIT-Vor-
sitzende Gitta Connemann. Gehälter müssten mit der Inflation Schritt halten 
können. Der Lohnausgleich dafür dürfe nicht vom Staat wegbesteuert wer-
den. „Jetzt sieht die Ampel einfach zu, dass sich die Steuern durch Unterlas-
sen erhöhen“, sagt Connemann. „Wer keine Steuererhöhungen propagiert, 
muss den bewährten Mechanismus übernehmen: Bei steigender Inflation 
muss der Einkommenssteuertarif umgehend in gleicher Höhe angepasst 
werden. Und damit es die Ampel nicht wieder vergisst, sollte dieser Mecha-
nismus gesetzlich verankert werden.“� ••

Was ist die „kalte 
Progression“?

HEIMLICHE STEUERERHÖHUNGEN
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Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de
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Meine Wahrnehmung nach zwei Jahren 
Kontaktbeschränkungen, Masken- und 
Testpflicht sowie Impfdebatte ist, dass 
dieses Land in einer Schieflage ist: poli-
tisch, ethisch und wirtschaftlich. „Bist 
Du schon geimpft oder geboostert?“, ist 
die Frage, die in diesen Tagen über den 
Fortbestand von Freundschaften ent-
scheiden kann. Schon mehrfach blickte 
ich in die fassungslosen Gesichter, weil 
die Oma jetzt nicht mehr zu Besuch 
kommt, da der Enkel nicht geimpft ist 
und dies auch nicht vorhat. Ich er-
lebe einen Weltärztepräsiden-
ten, der sich über die Urteils-
kraft „kleiner Richterlein“ 
echauffiert, die es wagen, 
sich mit ihren Urteilen über 
politische Verabredungen hin-
wegzusetzen. Ich erlebe erfahrene 
Politiker, die Menschen in Geimpfte 
und Ungeimpfte unterteilen und letzte-
ren das Recht absprechen, in gleichem 
Maße wie Geimpfte am gesellschaftli-
chen Leben teilzuhaben. Und ich sehe 
als Mutter, Nachbarin, Freundin und 
Politikerin, dass jene Menschen, die auf 
der Straße, in den sozialen Netzwer-
ken oder auch in meiner Sprechstunde 
protestieren, keine rechtsradikale und 
unsolidarische Minderheit sind. Es sind 
unsere Freunde, Nachbarn, Familien-
mitglieder. 

Wir wissen, dass Corona mit der 
Omikron-Variante trotz hoher Inzidenz 
bis zu 90 Prozent weniger Hospitalisie-
rungen nach sich zieht. Viele Länder in 
Europa fahren die Maßnahmen zurück. 
Weitere Impfstoffalternativen und Me-
dikamente für schwere Verläufe wurden 
zugelassen. Immer mehr Studien zwei-
feln am Mehrwert bestehender Maß-
nahmen. Die seelischen Folgeschäden 
der Corona-Politik, etwa bei Kindern 
und Jugendlichen, sind erheblich. Die 

Corona-Datenlage entwickelt sich zu 
einem Skandal. Ob Verstorbene 

mit oder an Corona verstorben 
sind, macht für die Statistik 
keinen Unterschied. Ein un-
bekannter Impfstatus geht 

automatisch als ungeimpft in die 
Statistik ein. Auch bei der Ermitt-

lung der Impfquote wurden Fehler ge-
macht. Unser Land hat unfassbar hohe 
Staatshilfen auf den Weg gebracht, 
um die wirtschaftlichen Schäden einer 
ganzen Volkswirtschaft abzumildern. 
Doch Handel, Gastgewerbe, Veranstal-
tungswesen und viele weitere Branchen 
brauchen jetzt dringend einen Befrei-
ungsschlag, damit nicht noch mehr Exis-
tenzen kaputt gehen. Die Politik ist gut 
beraten, nicht immer nach neuen Argu-
menten für Verbote zu suchen. Die Zeit 
ist reif für unseren Freedom Day. � ••

Sollte es jetzt bald einen 
Freedom Day geben?

Ein Land in Schieflage

In dieser Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen.  
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & CONTRA

PROJana Schimke (42) ist CDU-Bun-
destagsabgeordnete und stellver-
tretende MIT-Bundesvorsitzende. 
Die Politologin aus Brandenburg 
leitet im Bundestag den Tourismus-
ausschuss als Vorsitzende. 
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In Dänemark gilt das Corona-Virus offiziell nicht 
mehr als gesellschaftlich kritische Krankheit. Trotz 
hoher Inzidenz wurden alle Beschränkungen im Land 
aufgehoben, da die Omikron-Variante als nicht so  
gefährlich gilt. Auch in Deutschland sind die Intensiv-
stationen nicht überlastet. Ist jetzt die Zeit reif, dass 
alle Corona-Beschränkungen aufgehoben werden?

„Leicht verliert man die Geduld, doch 
schwer die Ungeduld“ – diese Sentenz des 
Aphoristikers Volkmar Frank trifft nach 
zwei Jahren der Corona-Pandemie, des 
Verzichts und der Einschränkungen umso 
mehr zu. Nunmehr mitten in der vierten 
Welle schwimmend, umspült von so nie 
dagewesenen Infektionszahlen und Fällen 
von Krankenhaus-Einweisungen, verlässt 
einen schnell die Geduld und die Vorsicht.

Von dieser Ungeduld übermannt, 
haben Länder wie Dänemark oder Groß-
britannien schon den „Freedom Day“ 
ausgerufen. Warum nicht auch 
bei uns? So ungern wir das auch 
hören: Wir müssen jetzt noch 
ein paar Wochen die Zähne 
zusammenbeißen, uns in Ab-
stand und Geduld üben. Warum 
sollten wir ausgerechnet jetzt, auf 
dem Scheitelpunkt der Omikron-Welle, 
bei täglich über 150.000 neuen Covid-In-
fizierten, bei einer bundesweiten 7-Tage-
Inzidenz von deutlich über 1500, alles, 
was wir mühsam erreicht haben, über 
den Haufen werfen und einen Kollaps 
unseres Gesundheitssystems riskieren, 
den wir so diszipliniert und so mühselig 
verhindert haben? Nichts zerstört das 
Vertrauen in die Politik mehr, als Erleich-
terungen anzukündigen, dann aber wie-
der auf dem Verordnungswege einzukas-
sieren, weil einen die Realität eingeholt 

hat. Vernünftige politische Entscheidun-
gen müssen auf evidenzbasierten Grund-
lagen und nicht auf ungerechtfertigten 
Hoffnungen beruhen. 

Den uns alle nervenden Teufelskreis-
lauf aus Lockerung – Verschärfung – Lo-
ckerung müssen wir endgültig durch-
brechen. Die Impfungen vulnerabler 
Gruppen sind der Schlüssel dazu, unsere 
Krankenhäuser vor dem Kollaps zu be-
wahren. Mit Blick auf den nächsten Win-
ter müssen wir nun Regelungen finden, 

wie wir noch ungeimpfte Menschen 
auf intelligente und rechtssichere 

Weise dem Impfschutz zufüh-
ren können. Um auf mögliche 
gefährlichere Covid-Varianten 
vorbereitet zu sein, benötigen 

wir ein Impf- bzw. Pandemievor-
sorgegesetz.

Wir müssen, auch wenn wir es uns an-
ders wünschen, mit Lockerungen bis zum 
19. März warten. Das ist der Tag, an dem 
die geltenden Corona-Regeln auslaufen 
und der Scheitelpunkt der Omikronwelle 
überschritten sein wird. Dann können wir 
unter der nüchternen Betrachtung der 
dann herrschenden Lage auch mit Blick 
auf den nahenden Frühling und Sommer 
Öffnungsschritte wie den Wegfall der 2G-
plus-Regel im Einzelhandel, in der Gastro-
nomie oder im Freizeit- und Kulturbereich 
und anderes wagen.� ••

Öffnungsschritte mit Augenmaß

Ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/ 
mitmachen/umfrage können Sie 
Ihre Meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das Abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

CONTRA Stephan Pilsinger (35) ist CSU-
Bundestagsabgeordneter und war  
Co-Vorsitzender der MIT-Gesund-
heitskommission. Der Arzt aus 
München ist Mitglied des Gesund-
heitsausschusses im Bundestag.
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EU-Check
In dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des 
PKM Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben – diesmal 
gibt es keinen Pfeil nach oben. 

Faire Bedingungen im digitalen Wettbewerb
Nicht nur die Corona-Krise hat gezeigt, wie 
unabdingbar der Handel im Internet geworden 

ist. Bereits in den vergangenen Jahren hat sich 
ein strukturelles Ungleichgewicht in den 

Verhandlungspositionen zwischen mittelständischen 
Unternehmen und globalen Plattformen wie Google oder 
Amazon herausgebildet. Mit seiner Arbeit zum Digital 
Markets Act (DMA) und Digital Services Act (DSA) hat 
das Europaparlament nunmehr klar Position zur Stärkung 
mittelständischer Unternehmen im digitalen Wettbewerb 
bezogen. Damit zielt das Parlament auf die Beendigung 
unlauterer Praktiken großer Online-Plattformen ab und 
definiert klare Spielregeln, die faire und offene Märkte 
gewährleisten. So können zukünftig beispielsweise „killer 
acquisitions“ von Start- und Scale-Ups durch große 
Digitalkonzerne verhindert werden.

Mittelstand droht mehr Belastung 
Die CSRD-Richtlinie, mit der die Kommission 
die Offenlegungspflichten nachhaltigkeits

bezogener Informationen für Unternehmen 
überarbeiten will, entpuppt sich als Büchse der 

Pandora. Linke, grüne und liberale Parteien des EU-Parla-
ments wollen den Kreis betroffener Unternehmen aus-
weiten und den Anforderungskatalog verschärfen. Im 
Windschatten des Fit-für-55-Pakets droht Mittelständlern 
damit ein Bürokratie-Tsunami. Die One-in-One-Out- 
Regel, die 2022 erstmals EU-weit angewandt werden soll, 
wird damit zur Makulatur. Für den PKM Europe ist das 
nicht akzeptabel. Wir setzen uns weiter für bessere 
Rechtsetzung und substantielle Entlastungen im 
Berichtswesen für den Mittelstand ein.

Die Jury
Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus  
Pieper (CDU) sind Mitglieder  
des Europäischen Parlaments und  
Sprecher des Parlamentskreises  
Mittelstand Europe

Corona-Belastungen

Die MIT hat mit ihrer „Mittelstandsoffensive 
22“ eine Reihe an Vorschlägen vorgelegt, um 
den Mittelstand in der Corona-Pandemie zu 
stärken. Das Konzept sieht umfassende steu-
erliche und bürokratische Entlastungen vor. 
Zudem macht die MIT konkrete Vorschläge 
für eine praxistaugliche Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie. Eine generelle 2G-Pflicht in 
Betrieben lehnt die MIT ab. Die Arbeitgeber 
sollten aber ein Wahlrecht erhalten sowie die 
Möglichkeit zu arbeitsrechtlichen Konse-
quenzen. In Betrieben mit hohem Kundenver-
kehr soll die Pflicht zur Kontrolle entfallen 
und durch eine Stichprobenregelung ersetzt 
werden, die aber dokumentiert werden muss. 
Aus Sicht der MIT muss der Staat den Unter-
nehmen auch steuerlich entgegenkommen: 
Die Fristen für die Steuererklärung 2020 sol-
len erneut verlängert werden. An erster 
Stelle muss aber die kalte Progression voll-
ständig abgeschafft werden. Dazu sollte die 
aktuelle hohe Inflationsrate im Einkommens-
steuertarif 2021 berücksichtigt werden. 
Ebenso muss der Solidaritätszuschlag endlich 
für alle abgeschafft werden. Außerdem muss 
der Mittelstand bürokratisch entlastet wer-
den. So sollen alle staatlichen Betriebs- und 
Nutzungsgenehmigungen, die 2022 auslau-
fen, automatisch verlängert werden. Eine 
weitere Belastung, die der Staat schnell ab-
schaffen könnte, ist die EEG-Umlage. Diese 
sollte schon zum 1.1.2022 abgeschafft werden 
und über eine nachträgliche Rückerstattung 
bei der Steuererklärung an die Unternehmen 
zurückgezahlt werden. Erfreulich ist, dass die 
Ministerpräsidentenkonferenz bereits eine 
MIT Forderung im Hinblick auf die Quarantäne- 
zeiten aufgegriffen hat: Angesichts der 
überwiegend milden und kürzeren Krankheits- 
verläufe bei der Omikron-Variante müssen 
die Quarantänezeiten zwingend verkürzt 
werden.

MIT legt Mittelstandsoffensive vor
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Jahreswirtschaftsbericht

Das Klima- und Wirtschaftsministerium von Robert 
Habeck (Grüne) hat ohne Vorwarnung die KfW-För-
derung für energiesparende Häuser gestrichen – 
dann aber nach heftiger Kritik eine Rolle rückwärts 
vollzogen. „Die Ampel hat erkannt: Der Förder-
stopp war ein Fiasko. Immerhin“, begrüßt die MIT-
Vorsitzende Gitta Connemann die Aufhebung des 
Förderstopps. „Aber Vertrauen ist nicht teilbar. 
Auch diejenigen, die fristgerecht Anträge bis zum 
31. Januar vorbereitet hatten, dürfen nicht leer aus-
gehen.“ Der Druck von MIT, CDU und CSU habe ge-
wirkt. Die Regierung habe ihren Fehler eingesehen. 
„Zigtausende Bauherren und Handwerksbetriebe 
können nun aufatmen“, so Connemann. Aber die 
Bearbeitung der bis zum 24. Januar eingereichten 
Altanträge könne nur der erste Schritt sein. Conne-
mann: „Wichtig ist, dass jetzt schnell alle, die kli-
maschonend bauen wollen, eine verlässliche Pers-
pektive bekommen. Wir wollen doch Klimaschutz. 
Dann müssen wir diesen auch fördern.“

MIT-Mitglieder stellen auch in der neuen CDU/
CSU-Bundestagsfraktion eine wichtige Stütze der 
parlamentarischen Arbeit dar. Von den zwölf stell-
vertretenden Vorsitzenden sind acht Mitglied der 
MIT: Andrea Lindholz, Jens Spahn, Mathias Middel-
berg, Johann Wadephul, Dorothee Bär, Ulrich 
Lange, Patricia Lips und Steffen Bilger. Dazu kom-
men die Parlamentarischen Geschäftsführer Stefan 
Müller und Nina Warken sowie Justiziar Ansgar He-
veling. Von den sieben Bundestagsausschüssen, die 
an die Union gingen, werden sechs von MIT-Mit-
gliedern als Ausschussvorsitzende geführt: Haus-
halt (Helge Braun), Ernährung und Landwirtschaft 
(Hermann Färber), Wirtschaft (Michael Grosse-Brö-
mer), Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (Daniela Ludwig), Finanzen (Alois Rainer) und 
Tourismus (Jana Schimke).

Die MIT-Vorsitzende Gitta Connemann hat Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck aufgerufen, 
endlich konkrete Vorschläge für ein Wachstum der 
Wirtschaft zu machen. Mit seiner Vorstellung des 
Jahreswirtschaftsberichts habe er eine Chance ver-
passt: „Statt einer Agenda für die Wirtschaft in 
Deutschland gab es neue Prosa. Statt konkreter 
Maßnahmen allgemeine Ankündigungen“, sagte 
Connemann. Dabei lasteten die Folgen der 
Pandemie noch immer schwer auf den Schultern 
der Menschen und des Mittelstands. „Unser Land 
braucht jetzt keinen Philosophen, der über die 
Grenzen des Wachstums nachdenkt. Unser Land 
braucht einen echten Wirtschaftsminister, der Im-
pulse für mehr Innovationen, mehr Wettbewerb 
und mehr Wachstum setzt“, sagte die MIT-Vorsit-
zende. Sie forderte Habeck auf, seinen Fokus auf 
eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft zu legen. „Der Fokus des Wirt-
schaftsministers sollte darauf liegen, Unternehmen 
zu entlasten, Bürokratie abzubauen, die Verwaltung 
zu digitalisieren, Planverfahren zu beschleunigen 
und so schnell Wachstum zu schaffen“, so Connemann.

Förderstopp war ein Fiasko

MIT ist Stütze der Unionsfraktion

Habeck legt politische Prosa vor 
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Nachtragshaushalt

Die MIT wertet den umstrittenen zweiten 
Nachtragshaushalt der Ampelkoalition als Ver-
fassungsbruch. „Mit Buchungstricks verschafft 
sich Finanzminister Lindner zusätzliche 60 
Milliarden Euro. Damit erschließt die Ampelre-
gierung eine Geldquelle, aus der sie sich in 
den nächsten Jahren bedienen kann – am Par-
lament vorbei“, kritisiert MIT-Chefin Gitta 
Connemann. „Dafür werden Notlagenschulden 
missbraucht und die Staatsverschuldung in die 
Höhe getrieben.“ Die MIT unterstützt deshalb 
die Anrufung des Bundesverfassungsgerichts 
durch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
Die Große Koalition hatte für die Pandemiebe-
kämpfung Notlagenschulden aufgenommen. 
Das Grundgesetz gestattet für einen solchen 
Fall Ausnahmen von der Schuldenbremse. 
Diese Kreditmilliarden werden jetzt von der 
Ampel umgewidmet. Damit sollen unter ande-
rem der Klima- und Energiefonds gespeist wer-
den. Detaillierte Angaben, was im Einzelnen 
damit wie finanziert werden soll, fehlen. 

MIT unterstützt Verfassungsklage

!

MIT legt Mittelstandsoffensive vor
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Neustart der MIT geglückt
Bundesmittelstandstag 2021

1

Die MIT hat auf ihrem ersten digitalen Bundesmittelstands-
tag am 11. Dezember 2021 erfolgreich ihre Zukunft eingeläu-
tet. Mit Gitta Connemann führt erstmals eine Frau die MIT 
als Vorsitzende an. Die CDU-Bundestagsabgeordnete aus 
Ostfriesland setzte sich in einem fairen Wettbewerb gegen 
ihre Mitbewerber Thomas Jarzombek aus Düsseldorf und 
Andreas Ritzenhoff aus Marburg durch. Zuvor hatten sich 
die Kandidaten in zwei digitalen Vorstellungsrunden den 
Mitgliedern präsentiert.

In ihrer Rede stellte Connemann die Rolle der MIT als 
Stimme für die Soziale Marktwirtschaft heraus: „Wir sind 
das ordnungspolitische Gewissen dieser Nation“, sagte sie. 
Die MIT müsse Ideenschmiede sein und den Programmpro-
zess der Partei mitgestalten. CDU und CSU forderte sie auf, 

„klare Kante in der Opposition“ zu zeigen. Für die MIT kün-
digte Connemann an, sich auch weiter zu allen wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Themen äußern zu wollen. 

Connemann folgt auf Carsten Linnemann, der nach acht 
Jahren nicht erneut kandidierte. Zu seinem Abschied richte-
ten langjährige politische Wegbegleiter persönliche Worte 
an ihn, darunter Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble, 
CDA-Chef Karl-Josef Laumann und Ex-Arbeitsministerin 
Andrea Nahles. 

Linnemann gab „seiner“ MIT drei Wünsche mit auf den 
Weg: „Wir dürfen uns nicht emotional erpressen lassen. Wir 
müssen zu unserer Meinung stehen, auch wenn der Wind 
von vorne bläst. Und wir müssen die Politik klar an Regeln 
binden, damit sie nicht immer weiter um sich greift.“

1   Die Kandidaten für die Nachfolge von MIT-Chef Carsten Linnemann (von rechts), Gitta Connemann und Thomas Jarzombek, 

stellten sich in zwei exklusiven Live-Duellen den Mitgliedern vor.  2   Der Bundesmittelstandstag wurde digital aus Berlin über-

tragen. Vor Ort fanden pandemiebedingt nur die Präsidiums-Kandidaten Platz.  3   Wolfgang Schäuble würdigte Linnemanns 

Verdienst, die MIT „zu einer starken Truppe nicht nur für die CDU, sondern auch für unser Land“ gemacht zu haben.  4   Zum 

Abschied schaute auch die „Steuerbremse“ vorbei – das Maskottchen der gemeinsamen Kampagne von MIT und CDA zur  

Abschaffung der kalten Progression im Jahr 2014.  5   Das Tagungspräsidium: Hauptgeschäftsführer Thorsten Alsleben, Hildegard 

Müller und Tilman Kuban.  6 , 7 , 8   Die Bewerber um den MIT-Vorsitz Gitta Connemann, Thomas Jarzombek und Andreas 

Ritzenhoff.  9   Carsten Linnemann und Welt-Journalistin Anna Schneider entwarfen mit den digital zugeschalteten Gästen  

Roland Koch, Friedrich Merz und Unternehmerin Sarna Röser eine Vision für „Deutschland 2030“.
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Beschlüsse des 
15. Bundesmittelstandstages 2021

Neustart für mehr Freiheit und  
Verantwortung
Der Bundesmittelstandstag hat einen Deutschland-
plan für mehr Freiheit und Eigenverantwortung vor
gelegt. In dem Leitbeschluss fordert die MIT von 
der Ampel-Koalition ein umfassendes Entlastungs- 
und Entfesselungspaket inklusive einer wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit, eine Gründerschutzzone mit 
minimaler Bürokratie, eine Einkommensteuerreform, 
die endgültige Beendigung des Solidaritätszuschlages, 
eine Unternehmenssteuerreform für einen interna-
tional wettbewerbsfähigen Mittelstand und einen 
attraktiven Investitionsstandort. Darüber hinaus 
fordert die MIT unter anderem eine schlankere und 
durchdigitalisierte Verwaltung sowie eine große 
Staatsreform, die bestehende Strukturen infrage 
stellt und Verantwortlichkeiten neu zuteilt. Ver
beamtungen sollen nur noch im Kernbereich der 
sicherheitsrelevanten Staatstätigkeit erfolgen. Die 
Europäische Union soll sich auf ihre Kernaufgaben 
konzentrieren. Eine Schuldenunion lehnt die MIT  
kategorisch ab.

Lehren aus der Corona-Krise
Die MIT hatte eine Kommission eingesetzt, die Lehren 
aus der Corona-Krise erarbeiten sollte. Das Ergebnis 
dieser Arbeit wurde auf dem Bundesmittelstands-
tag vorgestellt und beschlossen. Wichtigste Lehre: 
Während der Staat in der Krise oft versagt hat, hat 
die Privatwirtschaft ihre Innovationsfähigkeit 
bewiesen. Von der Ampel-Regierung fordert die 
MIT, für alle zukünftigen Krisenszenarien „verbindliche 
und dennoch agile Notfallpläne“ zu erarbeiten.

Weitere Beschlüsse
Neben dem Leitantrag befasste sich der Bundesmit-
telstand mit 65 weiteren Anträgen aus Reihen der 
MIT-Verbände. Die Delegierten sprachen sich unter 
anderem für eine Ablehnung der europäischen Min-
destlohnrichtlinie, eine Neubewertung der Nutzung 
der Kernenergie, eine Streichung der EEG-Umlage, 
eine Abschaffung der Kfz-Steuer, eine Ablehnung 
einer möglichen Paketsteuer, die Sofortabschreibung 
für alle Verbrenner-Fahrzeuge und dieselbetriebene 
Maschinen, eine Vereinfachung der Städtebau
förderung und eine marktwirtschaftliche EU-Klima-
politik aus. 

9

8

6

7
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Der neue MIT-Bundesvorstand 2022 – 2024
Die Delegierten des 15. Bundesmittelstandstags haben einen neuen Bundesvorstand 
gewählt. Diesem gehören darüber hinaus die Ehrenvorsitzenden Hansjürgen Doss  
und Peter Rauen sowie der Vorsitzende des Parlamentskreises Mittelstand (PKM)  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Christian von Stetten, und Hauptgeschäftsführer 
Thorsten Alsleben an.

Jana Schimke MdB
LV Brandenburg
Dahme-Spreewald
Alter: 42
Mitglied des Deutschen Bundestages

Peter Luths	
LV Niedersachsen	
Lüneburg	
Alter: 59	
Rechtsanwalt und Mediator

Stephan Albani MdB
LV Niedersachsen	
Ammerland	
Alter: 53	
Mitglied des Deutschen Bundestages

Henning Aretz
LV Nordrhein-Westfalen
Essen
Alter: 65
Testamentsvollstrecker

Christian Bangert
LV Baden-Württemberg	
Ravensburg	
Alter: 57
Geschäftsführer und geschäfts
führender Gesellschafter

Ruth Baumann
LV Baden-Württemberg	
Freiburg	
Alter: 55	
Geschäftsführerin

Sebastian Brehm MdB	
MU Bayern	
Nürnberg	
Alter: 50	
selbstständiger Steuerberater,  
Mitglied des Deutschen Bundestages

Holger Cosse	
LV Niedersachsen	
Meppen	
Alter: 46	
geschäftsführender Gesellschafter

Peter Erl	
BV Niederbayern	
Deggendorf	
Alter: 72	
Inhaber und Geschäftsführer

Gitta Connemann MdB
LV Niedersachsen
Leer
Alter: 57
Mitglied des Deutschen Bundestages

Franz-Josef Pschierer MdL
MU Bayern
Unterallgäu
Alter: 65
Mitglied des Landtages

Finn Age Hänsel
LV Berlin
Berlin-Mitte
Alter: 40
Geschäftsführer und Gründer

Dr. Matthias Heider
LV Nordrhein-Westfalen
Mark
Alter: 55
Rechtsanwalt

Dorin Müthel-Brenncke	
LV Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin
Alter: 53
Geschäftsführende Gesellschafterin

Bundesvorsitzende

stellv.  
Bundesvorsitzende

Oliver Zander
LV Baden-Württemberg	
Böblingen	
Alter: 56
Prokurist/Geschäftsführer

Michael Littig
LV Rheinland-Pfalz
Kaiserslautern
Alter: Alter: 56
Vorstand

Bundes- 
schatzmeister

Matthias Klein
AV Schweiz
Schweiz
Alter: 57
CEO Europa, Geschäftsführer

Präsidiums-
mitglieder

Mitglieder
beauftragter

Beisitzer
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Der neue MIT-Bundesvorstand 2022 – 2024

Bernd Ohlemeyer	
LV Nordrhein-Westfalen
Düren	
Alter: 60	
Selbstständig

Irmgard A. Lohmann	
LV Niedersachsen	
Hameln-Pyrmont	
Alter: 64	
Steuerberaterin

Johannes Kraft MdA	
LV Berlin	
Pankow	
Alter: 45	
Geschäftsführender Gesellschafter

Werner Lübbe	
LV Niedersachsen	
Vechta	
Alter: 67	
Kaufmann

Jörg Meurer	
LV Rheinland-Pfalz	
Mayen-Koblenz	
Alter: 54	
Rechtsanwalt, Geschäftsführer

Mike Mohring MdL	
LV Thüringen	
Weimarer Land	
Alter: 50	
Mitglied des Landtages

Norbert Müller	
LV Sachsen	
Dresden	
Alter: 66	
Geschäftsführender Gesellschafter

Dr. Harald Pohlmann	
LV Nordrhein-Westfalen
Lippe	
Alter: 66	
Unternehmer

Dirk Reinhold	
MU Bayern	
MU Aschaffenburg	
Alter: 51	
Geschäftsführer

Volker Rode	
LV Hessen	
Main-Kinzig	
Alter: 59	
Selbstständig

Inka Sarnow	
LV Baden-Württemberg	
Karlsruhe-Stadt	
Alter: 54	
Rechtsanwältin, Wirtschafts
mediatorin, Syndikusanwältin

Dr. Philipp Steinwärder	
LV Hamburg	
Eimsbüttel	
Alter: 54	
Rechtsanwalt

Sandra Schmull	
LV Bremen	
Bremerhaven	
Alter: 28	
Legal Manager

Walentina Dahms	
MU Bayern	
Ebersberg	
Alter: 45	
Geschäftsführerin

Michael Darda	
LV NRW	
Wesel	
Alter: 65	
Haus- und Grundstücksverwalter

Angela Erwin MdL	
LV Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf	
Alter: 41	
Rechtsanwältin/Partnerin,  
Mitglied des Landtages

Christoph Fay	
LV Hessen 	
Frankfurt am Main	
Alter: 66	
Rechtsanwalt

Anke Fricke
LV Sachsen-Anhalt
Börde
Alter: 46
Geschäftsführerin

Dr. Thomas Geppert	
MU Bayern	
Rosenheim Land	
Alter: 41	
Verbandsgeschäftsführer

Georg Gerdes	
LV Niedersachsen	
Aschendorf-Hümmling	
Alter: 51	
Unternehmensberater

Dr. Falk Hartmann	
LV Hessen	
Fulda	
Alter: 37	
Rechtsanwalt

Dr. Georg Kippels MdB	
LV Nordrhein-Westfalen
Rhein-Erft-Kreis
Alter: 62	
Mitglied des Deutschen Bundestages

Thomas Jarzombek MdB	
LV Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf	
Alter: 48	
Mitglied des Deutschen Bundestages

Michael Klasen	
LV Saarland	
Merzig-Wadern	
Alter: 58	
selbstständiger Steuerberater

Andrea Klieve	
LV Nordrhein-Westfalen
Essen	
Alter: 49	
Geschäftsführende Gesellschafterin

Günter F. Kohl	
LV Schleswig-Holstein	
Rendsburg-Eckernförde	
Alter: 72	
Medienunternehmer

Bärbel Edith Kohler	
LV Nordrhein-Westfalen
Neuss	
Alter: 63	
Personalcoach, Inhaberin
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Mit Friedrich Merz steht erstmals in der Geschichte der 
CDU ein MIT-Mitglied an der Spitze der Partei. Dementspre-
chend groß ist die Freude bei der Unions-Vereinigung, die 
sich in den vergangenen Jahren stets für Merz ausgespro-
chen hat. „Das Spitzenergebnis von 94,6 Prozent zeigt: 
Friedrich Merz wird von der Basis getragen. Die Partei steht 
wieder geschlossen hinter ihrem Vorsitzenden“, sagt MIT-
Chefin Gitta Connemann. „Mit dem neuen Bundesvorstand 
hat er ein starkes Team an seiner Seite. Der personelle Neu-
start ist gelungen.“ Diese Kraft müsse die Partei jetzt für den 
inhaltlichen Aufbruch nutzen. „Der Markenkern der CDU 
muss wieder erkennbar werden. Dazu gehört auch die Wirt-
schaftskompetenz. Dafür brauchen wir: klares Profil, klare 
Inhalte, klare Sprache“, so Connemann. „Unsere Wähler wol-
len CDU pur. Mit Friedrich Merz können wir wieder zu alter, 
neuer Stärke wachsen.“

Mit Recht-Links-Denken dürfe sich die CDU jetzt nicht 
mehr aufhalten, so Connemann: „Inhaltliche Debatte ja. 
Aber Flügelkämpfe überlassen wir den anderen Parteien. 
Die Volkspartei CDU stand immer für die bürgerliche 
Mitte. Darauf müssen wir uns wieder besinnen.“

Die MIT freut sich darüber hinaus, dass ihre Kandidatin, 
die Bauunternehmerin Ruth Baumann aus Baden-Würt-
temberg, in den Bundesvorstand gewählt wurde. „Ihr Ein-
satz für den Mittelstand und mehr wirtschaftliche Ver-
nunft hat den Parteitag überzeugt“, so Connemann. „Ruth 
Baumann ist eine enorme Bereicherung für den CDU-Bun-
desvorstand, weil sie unternehmerischen und politischen 
Sachverstand mitbringt.“

Jetzt ist der inhaltliche Aufbruch dran
34. CDU-PARTEITAG

MIT stark im neuen CDU-Vorstand vertreten
Neben dem früheren MIT-Präsidiumsmitglied Merz gehören 
alle fünf Stellvertreter der MIT an: Silvia Breher, Andreas 
Jung, Michael Kretschmer, Carsten Linnemann und Karin 
Prien. Der frühere MIT-Vorsitzende Linnemann wird als 
Leiter der Programm- und Grundsatzkommission zudem 
eine herausgehobene Rolle bei der inhaltlichen Erneue-
rung der CDU übernehmen. Ebenfalls zur MIT gehören im 
neuen Präsidium die Bundesschatzmeisterin Julia Klöckner 
sowie fünf der sieben weiteren Präsidiumsmitglieder: 
Bernd Althusmann, Ines Claus, Ronja Kemmer, Ina Schar-
renbach und Jens Spahn. Weiterhin sind Mitglied der MIT 
der CDU-Mitgliederbeauftragte Henning Otte sowie 16 der 
insgesamt 26 Beisitzer: neben MIT-Vorstandsmitglied Ruth 
Baumann nämlich Thomas Bareiß, Steffen Bilger, Joe 
Chialo, Birte Glißmann, Stefan Heck, Mechthild Heil, 
Laura Hopmann, Thomas Jarzombek, Thomas Kufen, 
Mike Mohring, Lucia Puttrich, Sven Schulze, Johannes 
Steiniger, Wiebke Winter 
und Otto Wulff. 

Dem neuen CDU-Chef Friedrich Merz und Generalsekretär Maria Czaja 
(vorne, von rechts) stehen die MIT-Mitglieder (hinten, von links) Carsten 
Linnemann, Michael Kretschmer, Silvia Breher, Andreas Jung und Karin 
Prien als Stellvertreter zur Seite. 

Der frühere MIT-Bundesvor-
sitzende Carsten Linnemann 

ist neuer stellvertretender 
CDU-Vorsitzender und 

Chef der Programm- und 
Grundsatzkommission.
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Julia Klöckner (49) wuchs im elterli-
chen Weingut in Guldental auf, stu-
dierte Politikwissenschaft, katholi-
sche Theologie und Pädagogik. Nach 
ihrem Staatsexamen und Master ar-
beitete sie unter anderem als Chefre-
dakteurin des Sommelier-Magazins, 
das sie mit gründete. 2002 zog sie 
erstmals in den Bundestag ein. 2011 
wechselte sie nach Rheinland-Pfalz 
und wurde dort CDU-Landesvorsit-
zende und Vorsitzende der Landtags-
fraktion. 2018 wurde Klöckner als 
Bundesministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft berufen. Seit 2021 
vertritt sie die Kreise Bad Kreuznach 
und Birkenfeld wieder als Bundes-
tagsabgeordnete in Berlin. In der 
neuen CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
ist sie wirtschaftspolitische Sprecher- 
in. Abseits der Politik engagiert sie 
sich in zahlreichen Vereinen, Stiftun-
gen und sozialen Einrichtungen.

… vom Unterlassen kein Land voran 
kommt. Deshalb brauchen die Unter-
nehmer des Mittelstandes Fürsprecher. 
Es gibt genug Gruppen, die sich nur 
fürs Verteilen interessieren.“

Dr. Christian Wegner (50) wohnt in 
Leipzig und ist studierter Pharmazeut. 
Er kommt gebürtig aus Jena und steht 
seit mehr als zehn Jahren der Medipo-
lis-Unternehmensgruppe vor. Ange-
fangen 1994 mit einer Apotheke in 
Naumburg, gegründet von Wegners 
Mutter, wuchs der Familienbetrieb zu 
einem bundesweit agierenden Ge-
sundheitsunternehmen an. Sein Team 
berät in den Vor-Ort-Apotheken in 
Jena, Apolda und Naumburg sowie per 
Videotelefonie, sendet Rezepte digital 
und ist unter anderem in der Medika-
mentenherstellung sowie der Pflege, 
Weiterbildung und Versorgung von 
Kliniken und Praxen tätig. Darüber hi-
naus engagiert sich Wegner in der För-
derung des Breiten- und Leistungs-
sportes, so unter anderem beim 
Basketball-Zweitligisten Medipolis SC 
Jena. Privat greift er in seiner Jazz-
Band am liebsten zum Banjo.

…  ich die Anforderungen an den  
Mittelstand kenne und weiß, wie 
wichtig es ist, dass der Mittelstand 
weiter wächst.“

Jan-Wilhelm Pohlmann (35) lebt mit 
seiner Familie im nordhessischen Kor-
bach. Er absolvierte zunächst eine 
Ausbildung zum Fachangestellten für 
Arbeitsförderung bei der Bundesagen-
tur für Arbeit. Anschließend schloss er 
berufsbegleitend ein Fernstudium 
zum Bachelor in Politik-, Verwaltungs-
wissenschaft und Soziologie mit dem 
Schwerpunkt Politikwissenschaft ab. 
Zuletzt arbeite er als Teamleiter beim 
Jobcenter Waldeck-Frankenberg. Seit 
November 2021 gehört Pohlmann dem 
hessischen Landtag an. Dort möchte 
er das Sprachrohr seiner Region und 
des ländlichen Raumes sein. Als Mit-
glied im Ausschuss für Digitalisierung 
und Datenschutz setzt er sich für 
einen Ausbau der Breitband- und 
Mobilfunkversorgung ein. In seiner 
Freizeit ist Pohlmann gerne mit seiner 
Familie unterwegs und tankt Kraft 
beim Wandern.

Julia Klöckner
Bundestagsabgeordnete, 
MIT Bad Kreuznach

Christian Wegner
Apotheker und Unternehmer, 
MIT Jena

Die MIT ist mit rund 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in Deutschland.  
In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in der MIT, weil …
… unsere Wirtschaftskraft Deutsch-
lands in besonderem Maße von einem 
erfolgreichen Mittelstand abhängt.“

Jan-Wilhelm Pohlmann
Landtagsabgeordneter, 
MIT Waldeck-Frankenberg
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Die fünf größten MIT/MU-Kreisverbände 
(31.12.2021)

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(31.10.2021 – 31.12.2021)

Vechta 
(Niedersachsen) 

848 
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

Fulda
(Hessen) 

572
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Paderborn
(Nordrhein-Westfalen) 

574
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich Lange

Rhein- 
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

421 
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Stefan Arcularius

Meppen
(Niedersachsen) 

389 
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Reinhard Winter

Mitglieder
NEU

Zuwachs

+ 3 %

+33 %

+10 %

+19 %
+22 %

Delmenhorst
(Niedersachsen)
Kreisvorsitz: 
Bernadetté Huntemann

Bergstraße
(Hessen)
Kreisvorsitz: 
Matthias Wilkes

Börde
(Sachsen-Anhalt)
Kreisvorsitz: 
Anke Fricke

Herzogtum  
Lauenburg
(Schleswig-Holstein)
Kreisvorsitz: 
Hans-Heino Meier

Hannover-Stadt
(Niedersachsen)
Kreisvorsitz: 
Christoph-Justus  
Loskant

Umfrage zum Mittelstandsmagazin
Das Mittelstandsmagazin ist vielen MIT-Mitgliedern wichtig, weil es sie in kompakter Form 
über aktuelle wirtschaftspolitische Themen, die die MIT beschäftigen, auf dem Laufenden hält. 
Dies ist auch das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des Instituts INSA unter den MIT-
Mitgliedern im Jahr 2018: Danach gaben 66 Prozent an, das Mittelstandsmagazin sei ihnen 
wichtig. Aber es zeigte sich auch, dass für ein Drittel der Mitglieder das Magazin eher unwich-

tig oder gar sehr unwichtig ist. Außerdem bekommen wir immer häufiger die Rückmel-
dung, dass Mitglieder vor allem die Online-Ausgabe lesen und die Printausgabe gar nicht 
nutzen. Da aber der Druck und Versand einen der größten Kostenpunkte im Etat des 

Bundesverbandes darstellen, benötigen wir Ihre Rückmeldung, ob und wie wir das Magazin 
künftig fortführen sollen. Bitte beantworten Sie daher den kurzen Online-Fragebogen unter: 
www.mit-bund.de/magazin-umfrage

https://www.mit-bund.de/magazin-umfrage
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Mit rund 520 Standorten gehört ADMIRAL zu den erfolgreichsten Spielhallenfilialisten 
Deutschlands und steht für ein legales, staatlich konzessioniertes Glücksspielangebot 
auf höchstem Niveau.

www.admiral-games.de

Aus den Augen, ohne Sinn?*

Antiquierte Mindestabstände in Landesglücksspiel- 
gesetzen vernichten die Existenzen seriöser 
Spielhallenbetreiber und ihrer Beschäftigten. Gut 
kontrollierbare Angebote verschwinden. Dies ver- 
schafft illegalen Anbietern eine Sonderkonjunktur. 
Sie füllen nur zu gerne die Lücken, die durch 
Zwangsschließungen staatlich konzessionierter 
Spielhallen entstehen. Nur ein attraktives, an  
Qualitätskriterien orientiertes Angebot trocknet den  
illegalen Markt aus und stärkt den Spielerschutz.

*

Mit rund 520 Standorten gehört ADMIRAL zu den erfolgreichsten Spielhallenfilialisten 
Deutschlands und steht für ein legales, staatlich konzessioniertes Glücksspielangebot 
auf höchstem Niveau.

www.admiral-games.de

Aus den Augen, ohne Sinn?*

Antiquierte Mindestabstände in Landesglücksspiel- 
gesetzen vernichten die Existenzen seriöser 
Spielhallenbetreiber und ihrer Beschäftigten. Gut 
kontrollierbare Angebote verschwinden. Dies ver- 
schafft illegalen Anbietern eine Sonderkonjunktur. 
Sie füllen nur zu gerne die Lücken, die durch 
Zwangsschließungen staatlich konzessionierter 
Spielhallen entstehen. Nur ein attraktives, an  
Qualitätskriterien orientiertes Angebot trocknet den  
illegalen Markt aus und stärkt den Spielerschutz.

*

http://www.admiral-games.de


Zusammen GigaGreen – mit Red Business Internet & Phone:  
Wechseln Sie jetzt in das nachhaltige Kabel-Festnetz von Vodafone  
Business und profitieren Sie von Internet mit bis zu 1.000 Mbit/s  
aus 100 % Grünstrom* – gut für Ihr Unternehmen und unser Klima.  
Das ist: Business-Erfolg neu gedacht.

vodafone.de/greencable

Ihr Business-
Festnetz, das die
Umwelt schützt

Together we can

* 100 % Grünstrom:  Für  Drittstandorte  ohne Nutzung  erneuerbarer  Energien  erfolgt  ein  Ausgleich  über  Grünstromzertifikate.  ** Aktion  bis  31.03.2022  (Verlängerung  vorbehalten):  Sie  erhalten  rechnerisch  die  ersten  6 Monate  den  Basispreis  
für 0,00 €. Für Kabel-Produkte der Anbieter Vodafone NRW GmbH, Vodafone Hessen GmbH & Co. KG und Vodafone BW GmbH gilt:  In den ersten 6 Monaten wird der Basispreis des Tarifes auf der Rechnung mit 0,00 € berechnet, anschließend  
gilt  der monatliche Basispreis  des  jeweiligen Tarifes.  Zusatzleistungen und  kostenpflichtige Dienste werden weiterhin  berechnet.  Für Kabel-Produkte des Anbieters Vodafone Deutschland GmbH gilt:  Es wird  ein  Startguthaben  auf  der  ersten  
Rechnung  gutgeschrieben,  mit  welchem  der  Basispreis  des  Tarifes  in  den  ersten  6  Monaten  verrechnet  wird,  anschließend  gilt  der  monatliche  Basispreis  des  jeweiligen  Tarifes.  Für  den  Tarif  Red  Business  Internet  &  Phone  1000  Cable  
beträgt  das  Startguthaben 300,00 €  netto  (Basispreis  49,90 €  netto mtl.).  Zusatzleistungen und  kostenpflichtige Dienste werden  ebenfalls mit  dem Startguthaben  verrechnet.  Dies  kann  dazu  führen,  dass  innerhalb  der  ersten  6 Monate  der  
Basispreis  des  Tarifes  nicht  mehr  rechnerisch  0,00 €  beträgt.  Für  alle  Anbieter  gemeinsam  gilt:  Im  Aktionszeitraum  entfällt  für  die  vorgenannten  Tarife  das  einmalige  Bereitstellungsentgelt  von  69,90 €.  Mindestlaufzeit  24  Monate,  danach  
jederzeit  mit  einer  Frist  von  1  Monat  kündbar.  Beachten  Sie  bitte  die  Verfügbarkeit:  Internet-&-Phone-Produkte  sind  in  vielen  unserer  Kabel-Ausbaugebiete  und  mit  jeweils  modernisiertem  Hausnetz  verfügbar.  Alle  Preise  sind  Netto- 
preise  und  verstehen  sich  zzgl.  der  gesetzlichen  MwSt.  Gültig  für  Internet-&-Phone-Neukunden  sowie  für  Kunden,  die  in  den  letzten  3  Monaten  keine  Internet-  und/oder  Telefonkunden  der  Vodafone  Baden-Württemberg  GmbH,  
Vodafone  Hessen  GmbH,  Vodafone  Nordrhein-Westfalen  GmbH,  Vodafone  Deutschland  GmbH  bzw.  der  Kabel  Deutschland  Vertrieb  und  Service  GmbH  waren.  Anbieter  der  Kabel-Produkte  in  NRW,  Hessen  und  BW  sind:  in  NRW  die  
Vodafone NRW GmbH, in Hessen die Vodafone Hessen GmbH & Co. KG, in BW die Vodafone BW GmbH, alle Aachener Straße 746–750, 50933 Köln. Ansonsten ist Anbieter die Vodafone Deutschland GmbH, Betastraße 6–8, 85774 Unterföhring.  

Vodafone GmbH • Ferdinand-Braun-Platz 1 • 40549 Düsseldorf • vodafone.de/business

Unsere Netze mit 
100 % Grünstrom *

0  € 
**

Die ersten  
6 Monate für 
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